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Vorwort 

Es mag sonderbar, sogar komisch klingen, wenn man den A m t s -

b e z i r k P e t e r s h a g e n - ein inmitten des norddeutschen Wirtschafts­

raumes zentral ausgerichtetes Gebiet - als ein wirtschaftlich verödetes, 

verkehrsmäßig schlecht ausgerid::ltetes und verwaltungsmäßig stark benach­

teiligtes, sogar sehr vernachlässigtes Grenzgebiet bezeichnen muß, wehhes 

dennoch zu dem bestsituierten Lande ,.Nordrhein-Westfalen" der Deut­

schen Bundesrepublik gehört. Aber Tatsamen beweisen, daß es wirklich 

so ist. Die sich hieraus ergebenden Folgeersd::leinungen, wie Oberbevöl­

kerung, schlechte Verkehrsausrichtung, Fehlen von Industrieanlagen und 

Mangel an gewerblichen Betrieben, Abwanderungen und damit verknüpfte 

Wirtsdtaftsnot, bilden den Anlaß zu dieser vorliegenden Denksdtrift, die 

auf Wunsch aller Parteien gefertigt und von ihnen einmütig gebilligt wurde. 

Die vorliegende Denkschrift soll daher allen Behörden und Organen des 

Landes Nordrhein-Westfalen als Informationsunterlage dienen, damit diese 

sich - was zu hoffen ist - recht bald mit umfassenden HUfsmaßnahmen in 

verkehrsmäßiger, wirtschaftlicher und finanzieller Hinsicht für dieses stark 

vernachlässigte Gebiet eingebend befassen. 

Möge es dieser Arbeit gelingen, nicht nur Gewesenes aufzuhellen, san­

dem darüber hinaus die Landesregierung mit all ihren Organen dahin­

gehend zu überzeugen, daß die katastrophalen wirtschaftlichen Verhält­

nisse im Amtsbezirk Petarshagen nun einmal wirklich behoben, der all­

gemeinen Struktur des Landes angepaßt, dementsprechend ausgerichtet 

werden müssen und wirkliche finanzielle Hilfe durch die öffentliche Hand 

erfahren. 
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I. Geschichtlicher Rückblick und natürlicher 
Werdegang 

Wer die Ursache der in diesem Gebiet gegenwärtig vorherrschenden nachteiligen 
Umstände, wie schlechte Verkehrsausrichtung, Oberbevölkerung, Abwanderung, wirt­
schaftlidle Rüd<schläge usw., klar erkennen will, dem muß zuvor Einblid< in die föde· 
rative Vergangenheit gegeben werden. Die hierzu erforderlichen Aufzeichnungen be· 
schränken sich jedoch nur auf reale Annalen und dienen nur zur Bekräftigung der 
relativen Gegensätze der heutigen Zeit. 

a) Territorialität (Anlage 1) 

Das Amt Petershagen, früher mit Hukulbi oder Hökeleve benannt, war zu Beginn des 
14. Jahrhunderts ein zentralgelegener Verwaltungsbezirk zu beiden Seiten der Weser 
und bildete zugleich das Kerngebiet des Bistums Minden inmitten dieser weitausgebrei­
teten Diözese zwischen Hunte und Leine. 

Fast vier Jahrhunderte hatte Patershagen die Residenz des gesamten Bistums inne, 
die mit dem Schloßbau Patershagen durch Bischof Gottfried von Walded< um 1306 be· 
gann und durch Abtretung des durch Zerfall noch verbliebenen Restbistums (die west­
fälischen Kreise Minden, Lübbed<e) an den "Großen Kurfürsten" von Brandenburg erst 
um 1669 endete, obwohl dieser die Exklave, Fürstbistum Minden, schon im Jahre 1650 
übernommen und die sofortige Verlegung der Regierung nach Minden hin beordert 
hatte. 

Ober zwei Jahrhunderte hinweg behauptete das Amt Petershagen, welches immerhin 
noch die Funktion eines heutigen Kreises ausübte, sein zentrales Verwaltungsgebiet 
(Hartum, Petershagen, Windheim) zu beiden Seiten der Weser und konnte somit an 
die seit dem Mittelalter bestandene traditionelle Verbundenheit festhalten. 

Mit Gründung der geeinten Provinz Westfalen um 1813 wurde durch deren neue 
Gebietsgliederung von 1832 in die Krei·se Minden, Lübbed<e und Bünde dem Amt 
Petarshagen die Funktion seiner bisher innegehabten zentralen Verwaltung genommen, 
die Gebietsteile Hartum und Windheim zu selbständigen Ämtern abgetrennt und 
Patershagen nur noch die Verwaltungsgemeinschaft der nodl verbliebenen Gemeinden, 
so, wie sie heute nodl besteht, belassen. Dieser vollzogene Akt zerriß alle Zusammen· 
hänge des früheren Bistums, i·solierte das Amt Patershagen durch die Weser und ließ 
zugleich das gesamte Amtsgebiet zu einem unbedeutenden Grenzland inmitten der 
niederdeutschen Landschaft werden. 

Noch im Jahre 1838 ging dem Amt Patershagen die Gemeinde Halle durch Gebiets· 
austausdl an Hannover verloren. 

Im Jahre 1934 wurden dem Amt Petarshagen bei der Auflösung des Amtes Smlüssel· 
burg die finanzsd:J.wad:ten Gemeinden Buchholz und Großenheerse zugewiesen, während 
das besser ausgerichtete Schlüsselburg dem Amt Windheim einverleibt wurde. (Siehe 
Dr. Großmann, Chronik des Amtes Petershagen.) 
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b) Frühere Belebung, Entwicklung und Besiedlung 

Petershagen verdankt seinen Namen und seine frühzeitige Entwicklung dem 1306 er­
bauten Schloß, der · Trutzburg und Residenz der Mindener Bischöfe. Bischöfl icher Hof­
staat mit all seinen Untertanen ließ aus dem Ort Hökeleve die mittelalterliche Stadt 
Petershagen mit gut 1000 Einwohnern ers tehen, in der Kaufleute und zünft ige Hand­
werker ein günstiges Arbeitsfeld und zugleich einen gutausgerichteten Absatzmarkt 
hatten; denn das von Petershagen aus zu verwaltende und beeinflußte Gebiet reichte 
weit in den niedersächsischen Raum, dessen größte Ausweitung - von Petershagen bis 
Grevenburg - rund 115 km betrug. 

Ein weitverzweigtes, markantes Wegenetz richtete sich allseitig von Osnabrück, 
Diepholz, Bremen, Hoya, Verden, Lüneburg, Hildesheim, Paderborn, Bielefeld und 
Ravensberg auf Petershagen zu und ließ am Schloß Petershagen einen bedeutenden 
Weserübergang als Holzbrücke erstehen, der schon um 1407 benannt wurde, als Bischof 
Wullbrand diese Brücke ausbessern ließ. Von dieser Brücke, die Bischof Georg in den 
Jahren 1554-56 ganz erneuern ließ, berichtet der Chronist Culemann: "Eine treffliche 
Brücke, desgleichen auf dem Weserstrom nicht zu finden war." Nur der S tich Merians, 
Brücke mit Schloß im Hintergrund, erinnert uns an den damaligen Zustand. Nach Fort­
zug der Brandenburger Statthalter um 1669 unterblieben die Aufze ichnungen über die 
Weserbrücke, so daß man annehmen muß, daß sie bis zu diesem Zeitpunkt bestand en 
haben muß. Der Weserübergang w urde hernach durch eine vom H ause "Hohenzolle rn" 
eingerichtete Seilfähre aufrechterhalten, die von den heutigen Verkehrsbedürfnissen 
längs t überholt is t und nur noch als wirklicher Notbehelf gewertet werden kann. Teile 
des früheren markanten Wegenetzes sind noch in d en heut igen Meßtischblättern zu 
erkennen und lassen sich noch gut rekonstruier en. (Anlage 2 Straße.) 

Die zentrale Lage des Amtes Petershagen, al s Kernland inmitten des Bistums mit 
seinem allseitigen Durchgangsverkehr, zog seinerzeit eine s tarke Besiedlung m it sich. 
In den Lichtungen des Mindener Waldes, der sich von der Weser aus weithin über die 
Geestplatte ausstreckte, richteten die Ansiedler ihre Kotten und Hofstellen ein. Die 
frühere landschaftliche Struktur (weiträumige Flächen mit w ildaufwadlsendem Busch· 
werk, Krüppelholz und Heidewüstungen), die kargen Bodenverhältnisse (lehmige und 
tonige Kleiböden und stark gesandete, rostfarbene, ortssteinbildende Heideböden), lie: 
ßen nur kleinere Bauernstellen in Streu- und Schwarmsiedlungen ers tehen, die s idi 
naturbedingt nur auf Schaf- und Schweinehaltung in beschränktem Maß und auf Bienen­
zucht legen konnten . Den nötigen Broterwerb verschafften sich die Bewohner durch die 
v~n ihnen betriebene gewerbliche Hauswirtschaft, indem sie aus den Materialien d es 
Mmdener Waldes gefertigte Produkte wie Holzschuhe, Besen, Bürsten, Mollen, Körbe 
und fertiggesponnene Wollgarne auf den Markt brachten. 

Erst um die Mitte des 18. Jahrhunderts, nachdem die übergroße Nutzholz- und Brenn­
~olzentnahme zu immer größeren Kahlschlägen führte, die betriebene Schweinehude 
uberhand nahm und zuletzt noch das übermäßige Plaggenstechen zur Gewinnung von 
Stallstreu und Heizmaterial dem Waldboden jegliche Möglichkeit zur Neubestockung 
g~nom~~n hatte, die Kultivierung durch tiefgründiges Pflügen gegeben war, wurden 
d_t P.se Wustungen in Kampsiedlungen, Breden und blockartigen Fluren zu nutzbaren agra­
nschen Ackerflächen umgewandelt. Friedrich der Große, dem diese Begebenheiten be­
kannt waren, ließ deswegen im Verfolg seiner Osthilfe, hierselbst, durch den Peters­
~~gener Amtmann Möller in den Jahren 1770-1784 113 Neubauernstellen einridtten . 

• 
1ese ~euangesiedelten Besitzer mußten sirn jedorn verpflichten, vorwiegend Flachs für 

dte Lernengewinn d d' . .. ung un 1e neuerngefuhrte Kartoffelfrucht anzubauen. 
Die zu Beg· d h · f " d'ge . mn es 19. Ja rhunderts eingeführte Markenteilung und die tie grun 1 

Pflugbewutschaftung b .. t' d' . . .. das Land-. eguns 1gten 1e wettere Bestedlung und anderten 
srnaftsbtld vollko d b B ·t mmen un grundlegend. Tagelöhner und Heuerlinge erwar en est z 
aus den aufgete'lt M k · dh I " 1 en ar en. Ste rodeten ganze Waldungen, wie das "Nor 0 z 
(Todte~ausen, Kutenhausen und Stemmer umfassend) den Vredewolt" - Fr eiwald -
(um Fnede ld ' " . wa e, Holzhausen) und den "Dicken Busrn" (nördlirn Petershagen) zu wet-
ten nutzbaren Ackerflächen. 
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Wirtschaftliche Grundstüd<szusammenlegungen (Verkoppelungen), Grundwassersen· 
kungen, Geländeentwässerungen, die Ortssteinzerstörung durd:J. tiefgründiges Pflügen 
und die anorganisd:J.en (dlemisd:J.en) Düngemittel vermod:J.ten aud:J. die letzten Heide­
flädlen, .,Brügger- und Haller Heide" (nordwestlich Petershagen), von 1905-1935 in 
nutzbares Ad<erland zu verwandeln, so daß die Ausweitung weiterer agr~isd:J.er 

Nutzungen ersd:J.öpft ist. 
Von dem einstigen übergroßen Waldgebiet, von dem die Fehden der Grundherren, 

die Streite um die Hudegeredltigkeiten und die Klagen um den betriebenen Raubbau 
stdl Jahrhunderte hindurd:J. nachweisen lassen, konnten nur das .,Heisterholz" (um 
Petershagen) mit 909,20 ha und der .,Mindener Wald" (nördlid:J. Friedewalde) mit 
507,56 ha Nutzflädle als Restteile der Forstwirtsmatt erhalten bleiben. Nad:J.dem das 
.,Königliche Forstamt" in Minden durd:J. langwierige Verhandlungen die verworrenen 
Besitzverhältnisse und viele alte Gered:J.tsame (Brennholz- und Hudered:J.te) gelöst 
hatte und Ende 1871 der preußische Fiskus alleiniger Besitzer geworden war, wurde 
neu aufgeforstet. Zur Abhilfe der vorwiegenden stauenden Bodennässe werden zur Zeit 
größere Gräben gezogen. 

(Siehe Werner Nellner: .. Die natürlichen Grundlagen der Besiedlung des Mindener 
Landesec und Akten des Amtsarchivs Petershagen.) 

c) Gewerbe und Industrialisierung 

Sd:J.on im Mittelalter sud:J.ten die Einwohner ihren zusätzlid:J.en Broterwerb durch die 
von ihnen allgemein betriebene gewerblid:J.e Hauswirtsd:J.aft, weil eben die Erträge aus 
der betriebenen Land- und Viehwirtsd:J.aft auf den kargen Wald-, Heide- und Kleiböden 
zu gering waren. Der eingeführte Flachsanbau führte zur hausgewerblid:J.en Leinen­
weberei. Es war praktisch so, daß jeder Bauer zugleich sein eigener Handwerker sein 
mußte. Deswegen richteten viele Bauern reine gewerbliche Bedarfswerkstätten wie 
Tischlereien, Schuster- und Schneidereien usw. ein. Sie entfalteten somit ein reges 
Gewerbeleben und betrieben ihre Landwirtschaft nur noch nebenberuflich. Durch den 
Anbau von Getreide (überwiegend Roggen) konnten um 1800 in dem jetzt verbliebe­
nen Amtsbezirk 18 Windmühlen und drei Wassermühlen ihre Existenzbered:J.tigung 
nachweisen. Weiter konnte sich jede Dorfgemeinschaft mit einer Schmiede ausrichten. 

In der Wesertalung verschafften sid:J. die Pferdehalter Einkünfte durch das so­
genannte .,Bocktreiben", indem sie die Bocksd:J.iffe an einem Drahtseil, mit 8-12 Pferden 
bespannt, auf dem an den Ufern der Weser entlang führenden Treidelpfad flußaufwärts 
trieben. Im Süden, um die Minderheide herum, fuhren die ., Sandbauern" den dort vor­
herrschenden Quarzsand scheffelweise in die Städte. Sie verkauften diesen als Streu­
sand für die Stuben, zur Reinhaltung und längeren Erhaltung der Holzfußböden. Der 
Postverkehr zwischen Minden und Uchte, Stolzenau, Schlüsselburg wurde durch hei­
mische Bauern getätigt. Weiter konnten sidt, den Bedürfnissen entsprechend, reguläre 
Fuhrwerksbetriebe entwickeln. 

Der Mangel an Eichenholzbeständen, das starke Vorhandensein von Neokomtonen auf 
der Meßlinger Geestplatte und Marschtonen in der Wesertalung führten zu einer regen 
Ziegelindustrie, die nachweislich aus 15 Handstrid:J.betrieben bestand, von denen sidl 
sedls Betriebe zu Dampfziegeleien entwickeln konnten. Als Standorte werden be­
zeichnet: 

östlidl. Grashoff . . . . 
östlich des Heisterholzes . 
Früheres Nordholz. • . 
Kleinriehe, nördlidl. Friedewalde 
Wegholm, nördlich Friedewalde . 
Südlich Mindenerwald . . . . 
Kethenburg, nördlich Petarshagen . 
Südholz, südlich Großenheerse . 

1 Stück später 1 Dampfziegelei 
. 5 Stück später 3 Werke Tonindustrie 

2 Stück später 1 Dampfziegelei 
2 Stück 
1 Stück später 1 Dampfziegelei 
2 Stüd< 
1Stück 
1Stück 

15 Stück &Stüd< 
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Diese Ziegeleien lieferten nicht nur preiswertes Baumaterial, sondern gaben unmit tel­
bar, auch mittelbar, zahlreichen Bewohnern Arbeit und förderten die Verkehrsersdllie­
ßung. Aus diesen früheren Betrieben konnte sich die "Ziegelindustrie Heisterholz" mit 
drei Werken als bedeutender Großbetrieb entwickeln. 

Die günstige Verkehrslage, die Weser als Sdliffahrtsweg, die s tarke Durchwanderung 
von Bremen nach Minden/Bielefeld und die agrarische Überbevölkerung verleite ten d ie 
Bremer Kaufleute Cornelius Lampe und Johann Chris toph Sehrader im Jahre 1812 d azu, 
die Glasfabrik "Gernheim" zwischen Petershagen und Ovenstädt zu e rridlten. Dieses 
im Jahre 1814 in Betrieb genommene Werk, mit eigenen Wohnsiedlungen und e igenem 
Schulbetrieb, konnte sich zu der bedeutendsten Glashütte W estfalens, ja Norddeutsdl­
lands, entwickeln und immerhin 265 Arbeiter beschäftigen. Dieses Werk zog weiterhin 
vier Strohhülsenfabriken, zwei Glasschleifereien und eine Korbflechterei a ls verbun­
dene Nebenbetriebe in Petcrshagen und Ovenstädt nach sidl. Für die Förderung des 
Werkes hat der westfälische Oberpräsident Christoph von Vincke sich pers önlidl ein ­
gesetzt und durch die von ihm erwirkte Zoll- und Steuerbegünstigung zu dem seiner­
zeitigen Aufschwung verholfen . 

Nach dem Kriege von 1870/71 konnten noch zwei Mindener Zigarrenfabrikanten in 
Petershagen ihre Filialbetriebe einrichten und somit 100 Arbeitern den erforderlichen 
Lebensunterhalt gewähren. Die in den südlichen Gemeinden befindlidlen Tischlereien 
richteten sich zu größeren Werksbetrieben aus. In Stemmer richtete d er Fabrikant 
Strothmann eine Schnapsbrennerei ein. Weiter entstanden im Amtsgebiet nodl fünf 
Molkereien. 

Obwohl die aus der Landwirtschaft erzielten Erträge recht kümmerlidl, die Las ten 
(Steuern und Abgaben), die zum Teil noch in natura rücksichtslos eingetrieben wurden, 
hingegen recht hoch waren, konnten die in ärmlidlen Verhältnissen lebenden Bewohner 
dom immerhin durdl gewerbliche Beschäftigung zu b esseren Lebensb edingungen ge­
langen und somit die stetige Entwicklung fördern. 

(Siehe Werner Nellner: "Die natürlichen Grundlagen der Besiedlung des Mindener 
Landes" und Dr. Gerhard Schrader : "Gernheim" und Amtsakten.) 

II. Gründe der um Mitte des 19. Jahrhunderts 
e insetzenden rückläufigen Entwicklung 

Durch l andesbe hö rd li che Planunge n , Anordn u ng e n und Reor­
g a nisationen 

_Durdl die von der Provinz Westfalen nach 1813 durchgeführte Reorganisation (Ne~­
gh ederung in Kreise und Ämter) wurde das über 450 Jahre bestehende, zu beiden Se l­
te~ der Weser zentral gelegene Wirtsdlaftsgebiet des Amtes Petershagen zergliedert. 
Dte Gebiets teile Hartum und Windheim wurden als selbständige Ämter abgetrennt 
und die bisher innegehabten Obliegenheiten einer zentralen Verw altung an Minden al s 
~reis sitz abgetreten. Hierdurdl wurden alle Zusammenhänge des früheren Bistums z~r­
n ssen, die Weser als isolier ende Grenze gebildet und das nodl verbliebene heuhge 
Amtsgebiet zu einem unbedeutenden Grenzland, inmitten d es norddeu tsdlen Wir t­
smaftsraumes, herabgemindert dessen Grenzen durch Zollerhebungen der früheren 
Klei~staaten blockiert wurden. '(Siehe Anlage 1.) Dadurch, daß Minden als Festung ge­
s <~lleift und als Kreiss tadt er schlossen wurde, verlager ten sidl alle politisdlen und 
wutschaftliehen Interessen dorthin und gaben Minden eine vorrangige Entw icklung in 
der behördlichen Ausrichtung und in der verkehrsmäßigen Erschließung. Alle Verkehrs­
wege, wie die weitläufige Eisenbahn Köln-Berlin, de r Mittellandkanal sowie das ge­
sam_te St_raß ennetz, wurden auf Minden ausgeridltet, während das gesamte nördlidle 
Kre~sgebtet seiner natürlichen Selbstentwicklung überlassen blieb. 

Dle im Zuge der Weiterentwicklung vielfach geforderte w ir tschaftlidle Zusammen­
legung der Grundstücke und Ausweisung von Straßen und W ege (Verkoppelung) wur­
den erst nach dem ersten Weltkrieg, in den Jahren 1922-1924, in Eldagsen und Maas-

10 



lingen ers t kurz vor dem zweiten Weltkrieg durchgeführt, während die nördlichen Ge­
m einden (Ovenstädt usw.) noch ausstehen. Bis dahin wurde Petershagen keine Mög­
lichkeit gegeben, zweckentsprechendes Gelände für Wohnsiedlungen und für Gewerbe­
betriebe auszuweisen; denn das hierfür erforderliche Wegenetz konnte nur durch das 
angestrebte Verkoppelungsverfahren ausgelegt und beschafft werden. Die Aufstellung 
eines erforderlichen Wirtschaftsplanes (Leitplan) wurde erst im Jahre 1956 möglich. 

Im Zuge der Zentralisierung verlegte die Provinzialverwaltung von Westfalen in 
Münster im Jahre 1934 die hier seit Mitte des vorigen Jahrhunderts bestandene Pro­
vinzial-Taubstummenanstalt nach Soest. Die Anstaltsgebäude wurden dem .,Westfäli­
schen Blindenverein" als Werkstätten eingeräumt, der diese bis 1939 inne hatte. Wäh­
rend der Betrieb wieder nach Minden verlegt wurde, beließ man die sehbehinderten 
Pe rson en in Petershagen. Sie müssen heute täglich nach Minden auspendeln und 
sind somit den Gefahren des immer stärker werdenden Verkehrs auf der Bundes­
straße 61 ausgesetzt. Ein Ersatz is t bis heute noch nicht zugestanden. Weiter 
wurde das Staatliche Katasteramt auf Anordnung der Regierung nach Minden 
verlegt. Diese Verlegungen wirkten s ich für Petershagen ungünstig aus. 

Durch unzureichende Verk e hrser sc hließung 

Während das aus alter Zeit sich herausgebildete, allseitig auf Petershagen ausgerich­
tete Wegenetz und die Weser als Schiffahrtsweg dem gesamten Kreis Minden noch bis 
ins 19. Jahrhundert hinein die wirtschaftliche Voraussetzung für Industrieanbahnungen 
boten, änderte sich diese Situation grundlegend durch die Nutzbarmadmng der Dampf­
kräfte auf den neu angeleg ten Schienen- und Wasserwegen. Die vor 100 Jahren geschaf­
fene weitstred<ige .,Köln-Mindener Eisenbahn" mit ihrem späteren Ausbau bis Berlin 
gab dem Ravensberger Land und dem südlichen Kreis Minden die verkehrsmäßige Auf­
s chließung. Der Vorteil, Fern- und Massengüter durch Anschlußgleis direkt aufs Werk­
gelände zu befördern, zog viele Industriezweige an, ließ diese s ich zu großen Fabriken 
entwickeln und räumte Minden als einzigem Bahnhof im nördlichen Kreis Minden einen 
günstigen Markt- und Umschlagplatz ein. Viele Unternehmen verlagerten d eswegen ihre 
Betriebe nach dort. 

Eine den wirtschaftlichen Bedürfnissen zweckentsprechend a usgerichtete weiträumige 
Bahnlinie in direkter Verbindung zwischen Osnabrück-Hannover, nördlich des Wiehen 
über Lübbecke, Petershagen, Steinhude scheiterte an der Durchschneidung d er seiner­
zeitigen vier Territorialien Königreid1 Hannover, Preußisches Minden, Fürstentum 
Sdlaumburg-Lippe und Hessische Grafsd1aft Schaumburg. Hingegen konnte die in­
zwisdlen gegründete Interessengemeinsd1aft der W esertalbahn ihr Projekt .,Hameln­
Löhne" verwirklidlen, das später nadl Osnabrück hin fortgeführt wurde. Diese Bahn­
linie ließ den seinerzeit bedeutendsten Knotenpunkt "Löhne" erstehen und das Ravens­
b erger Land s ich zu einem weitausgedehnten Indus triegebiet entwickeln. Audl die 
direkte Eisenbahnverbindung Minden- Bremen auf d em linken Weserufer, für die s idl 
der damalige Besitzer der Gernheimer Glashüt te Wilhelm Sehrader und der Oberpräsi­
dent Christoph von Vincke besonders e insetzten, kam nidlt zustande, da das Preußisdle 
Handelsministerium zu Berlin das durdl diese Bahnlinie zu erfassende Gebiet nicht 
interessierte, zum anderen aber audl in der Weserschiffahrt eine zu starke Konkurrenz 
sah. Auch die erforderliche Ansdllußbahn nad1 Gernheim wurde abgelehnt. Somit! 
wurde die bedeutendste Glashütte Wes tfalens .. Glasfabrik Gernheim" dem Zerfall 
unterworfen und im Jahre 1871 zu Abwanderung gezwungen. (Siehe Dr. Gerhard Schra­
der: .. Gernheim" .) 

Hingegen wurde der Amtsbezirk Petershagen erst nach der Gründerzeit in den Jahren 
1896- 1914, zu einer Zeit, in der kaum noch nennenswerte Bahnlinien gebaut wurden 
und die Monopolstellung der Staatsbahn bereits im Schwinden war, dennoch mit den 
sdlmalspurigen, kurzstreckigen .,Mindener Kreisbahnen" versehen, deren Trasse band­
w urmartig und willkürlich seinerzeit angeordnet wurde. Umladungen mit Warenverlust 
oder zusätzliche Rollbockgebühren, kurzsireckige Frad1tsätze und höhere Personen-
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beförderungstarife wirkten sidt nadtteilig aus. Die hierdurdt bewirkten Preiserhöhun­
gen madtten gewisse Unternehmen konkurrenzunfähig und veranlaßten deren Abwan­
derung. Dieser erst nadt dem zweiten Weltkrieg auf Normalspur umgespurte Bahn­
betrieb, bisher Zuschußbetrieb des Kreises, läßt sich erst dann rentabler gestalten, 
we.nn er in das Sdtienennetz der Sundesbahn eingegliedert wird und den Schienenweg 
nNienburg-Udtte-Minden" zügiger und weiträumiger ausri<htet . 

. Die Einsetzung der Dampfsdtiffahrt und die damit verbundene Ausbaggerung und 
Tieferlegung des Flußbettes (Fahrwasser) der Weser beseitigten zunächst alle Furten, 
ersdtwerten die An- und Ausfahrten der Fähre und ließen die Weser zur isolierenden 
Grenze werden. Eine Überquerung der Weser ist in diesem 30 km umfassenden Raum 
n~ nodt durm zwei veralterte Fährbetriebe in Petarshagen und Hävern möglidt, deren 
F~rame mit 19 Tonnen Gesamtbelastung nur Fahrzeuge leimterar Art aufnehmen 
und ubersetzen können. Der überwiegende Teil an Fahrzeugen kann die Weser nur 
d~ch U~weg über Minden oder Stolzeneu überqueren. Die Landstraße I. Ordnung 634, 
die praktisch, von Petarshagen bis Büd<eburg, das fehlende Zwischenstück der Bun?.es· 
straße 83, der Fernverkehrsstraße Bremen-Kassel, ist, wird durch diesen privaten Fahr· 
b~trieb förmlidt blod<iert und kann somit nicht ausgelastet werden. Weitere Nadlteile 
s~d dem Amt Petarshagen durm die Kanalisierung der Mittelweser entstanden. Dur~ 
~e Sta~stufe Petarshagen ist der Flußlauf der Weser von Patershagen bis Hävern fur 
die Schiffahrt ein toter Arm geworden. Während Sdllüsselburg durch die Staustufe 
eine feste Brüd<e erhielt, konnte bei der Staustufe Patershagen nicht einmal ein Ober­
gang für Fußgänger geschaffen werden . 
. Durch diese Umstände wurden alle in diesem Gebiet, links und rechts der Weser, 

liegenden Gemeinden aus wirtsmaftlidten Erfordernissen genötigt, ihre Wege nach 
Minden als Straßen auszubauen wodurch sidt nach und nach das ganze Verkehrsnetz 
a~ Minden verlagerte und das 'früher auf Petarshagen ausgerichtete im Schatten ließ. (Stehe Anlage 3.] 

Eine weiter~ Smwächung muß das Amt Petarshagen durch die bereits aufgestellten 
Straßenbaupläne (Leitpläne) der Bundes- und der Landesregierung für den Zei~ra~m 1957

-
1987 

erfahren; denn in beiden Plänen ist für dieses Gebiet nicht eine emzige 
Straße vorgesehen, die ausgebaut werden soll. Die Leitpläne führen dazu, Patershagen 
nodJ. mehr zu sdJ.wächen und nodJ. weiter in den Verkehrsschatten zu bringen. 

Iß. Folgen der Fehlentwicklung 

a) Lage, GriBa und Begrenzung {Anlage) 

Das .. heuti~e, durdJ. behördlidJ.e Reorganisation stark verkleinerte Amt Petersha.gen 
be.sdJ.ränkt SldJ. nur nodJ. auf das westlich der Weser liegende Kreisgebiet des Kreises 
Mmden. Dieser aus 13 Gemeinden gebildete Amtsverband, in dem 14 419 Einwo~~er 
auf der nodJ. verbliebenen Flädle von 98,832 qkm leben, ist zu einem stark benachteihg· 
ten Grenzgebiet, inmitten des norddeutschen Wirtsmaftsraumes, herabgemindert wor· 
den. Von den 13 Gemeinden haben 7 Gemeinden GrenzansdJ.luß an Niedersachsen. Das 
=.amte Straßennetz hat sich auf Minden (Kreissitz) verlagert und verwischt somit ~~· 

ere. auf Patershagen ausgeridJ.tete Wegenetz; Rahden, Espelkamp-Mittwald,. Lu • 
bedce smd nur lluf Umwegen und schledl.t ausgerichteten Nebenstraßen zu erreu:hen. 
D~r Fl~Iauf der Weser bildet auf rund so km Länge die tiefschneidende Ostg~enze. 
Die östlidJ.e Weserseite ist nur auf Umwegen überMindenoder Stolzenau zu erre1dtenJ 
denn der veralterte Fährbetrieb in Petarshagen bloddert die Landesstraße 634 (1. Ord· 
nung) vollkommen. Weiter ist die Weser nur noch auf 10 km bis zur Staustufe Paters­
hagen hin voll schiffbar, das heißt, filr 1000 Tonnen Sdrlffsverkebr eingerimtet. Der 
iibrige Flußlauf sdJ.aitet diesen Schifisverkehr vollkommen aus und bildet somit nur 
noch einen toten Arm. 
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b) Bevölkerungsentwicklung 
(Nad:t dem Tabellenwerk ,.Westfalens Bevölkerung 1818-1955", Heft 9, von Stephan 

Reekers und den Akten der Amtsverwaltung.) 
In nachstehender Tabelle werden die Einwohnerziffern auszugsweise als Ergebnis 

amtlicher Volkszählungen von 1858-1958 aufgeführt. 

Jahr der Patershagen Randgemeinden Patershagen Zunahme Zugang 
Zählung Stadt Amt Abnahme Abgang 

Personen pro 100 Ew. 

1858 1859 5 209 7068 
1871 1786 5 661 7649 + 581 + 8,22% 
1905 2063 7 714 9 777 +2128 + 27,82% 
1939 2030 11937 13 967 + 4190 + 42,85% 
1948 3370 12142 15477 + 1530 + 10,96% 
1953 3538 11602 15140 337 + 2,17% 
1958 3697 10 722 14419 - 721 - 4,76% 

Diese amtlich festgestellten Bevölkerungszahlen geben Aufsd:tluß über die nachteilige 
zurüd<bleibende Bevölkerungsentwid<lung, die durch die ungünstigen strukturellen Ver· 
hältnisse entstanden ist. Während nod:t bis ins 19. Jahrhundert hinein die Besiedlung 
über den normalen EntwiCklungsstand Westfalens hinausging, wurde diese nad:t und 
nach von der rüd<läufigen Verkehrsausrichtung und der damit verbundenen Wirtschafts­
struktur abhängig. Die Gründung mehrerer Ziegeleibetriebe und der Gernheimer Glas­
hütte ließ die Bevölkerung bis zum Jahre 1858 regulär auf die oben aufgeführten Zah­
len anwachsen. Eine weitere Zunahme hatten dann nur noch die südlichen auf Minden 
ausgerhhteten Gemeinden Todtenhausen, Kutanhausen und Stemmer. Sie konnten als 
Arbeitereinzugsgebiet Mindens ihre Einwohnerzahl bis zum Jahre 1939 nahezu ver­
doppeln, während die nördlichen Gemeinden, vor allem Patershagen und Ovenstädt, 
durd:t den Zerfall der Glashütte Gernheim und den Abzug mehrerer Gewerbebetriebe 
starke Abnahmen zu verzeichnen hatten. Durd:t das .. Königliche Preußische Lehrersemi­
nar" und die ,.Provinziale Taubstummenanstalt", die sid:t als gut ausgerichtete Schul­
betriebe entwid<elt hatten, konnte die Stadt Patershagen ihre Einwohnerzahl bis zum 
Jahre 1905 auf 2063 bringen. Erst durch die nam dem zweiten Weltkrieg einsetzende 
Besiedlung der Tonindustrie Heisterholz, durch die Zuweisung von Heimatvertriebenen, 
Flüchtlingen und Evakuierten wurden wieder weitere Bevölkerungszunahmen ermög­
licht. Diese starke Bevölkerungszuweisung ist jedoch nicht zu halten, da es eben an 
den nötigen Arbeitsplätzen fehlt. 

c) Bevölkerungsdichte (Diagramm, lnlug e 3) 
Dieses in der Anlage dargestellte Diagramm stellt die Bevölkerungsdid:tte in Ver­

gleich zu den bereits im Ostwestfalenplan erfaßten Förderungsgebieten. Noch um die 
Mitte des 19. Jahrhunderts paßte sich die relativ starke Bevölkerungszunahme der sei­
nerzeitigen tendenziösen EntwiCklung Westfalens an. Im Vergleich zu den agrarisch 
besser situierten und regional günstiger ausgerid:J.teten Ämtern Höxter, Altenbaken 
(Bezirk Detmold) und Bevergen (Bezirk Münster) hatte das Amt Patershagen smon 
damals eine reguläre überbevölkerung. Das besagt, daß dieses Gebiet für eine nur 
agrarisme Ausrichtung in bezug auf Bevölkerungsdichte nimt ausreimend war. Ein 
krasses Beispiel hierzu bietet die Stadt Brilon (Bezirk Arnsberg) mit 97,22 qkm terri­
torialem Flächenbereich bei 17,19 qkm der Stadt Petershagen, wovon noch 9,09 qkm 
zum Staatsforst Heisterholz gehören. Während gegenwärtig in der Stadt Brilon 121 Ein­
wohner auf 1 qkm wohnen, sind es in der Stadt Petarshagen bereits 215 Einwohner. 
Wird das unbesiedelte Forstgebiet abgesetzt, so erhöht sim dii!se Anzahl auf 457 Ein­
wohner. Obwohl die Bevölkerungsdichte des Amtes Patershagen gegenüber den Ver­
gleichsgebieten Höxter, Altenbeken, Bevergen und Brilon größer ist, bleibt sie jedoch 
weit unter dem Landesdurmschnitt Westfalens. 
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d) Abwanderungen (Landwirtschaft) 

Namdem durm die Markenteilung alle bradlliegenden Heideflädlen und die mit Ge­
strüpp bewamsenen Waldwüs tungen, von den angesiedelten Neubauern kultiviert, in 
nutzbares Ackerland umgewandelt worden waren, vermomte die agrarische Bevölke­
rung in den Geestdörfern kaum noch weitere Ausdehnungsmöglichkeiten zu erhalte n . 
Deswegen war in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts die weitere Besiedlung mit 
Neubauern nimt mehr gegeben. Der weitere Siedlungsdrang führ te nur zur Überb evöl­
k erung und somit zur Abwanderung. 

Werner Nellner schreibt in seinem Buffi: "Die natürliche n Grundlagen d e r 
Besiedlung des Mindener Landes", Seite 38, hie rzu : "Im ganzen gesehen hat weder die 
Neuansetzung von Hofs tellen , noch die Erweiterung d er Nährflächen bestehender Höfe 
eine Entlas tung für die damalige agrarisc:he Überbevölkerung der Geest wie überh aupt 
für den gesamten Teil d es Mindener Landes mit seinen vorzugsweise le ichten Böden 
gebrad:J.t. Die Armut war hier überall groß; die Last der Steuern und A bgab en, die 
zum Teil nod:J. in natura rücksid:J.tslos eingetrieben wurden, war um so erdrückende r , 
als um die Mitte des Jahrhunderts wegen der Konkurrenz d er sich entwickelnden In­
dustrie das heimisd:J.e Spinnen und Web en, wie überhaupt die gesamte gewerbliche 
Hauswirtsd:J.aft, nid:J.t mehr lohnte und somit zum Erliegen kam. Daher en tschlossen 
sid:J., wie aus der "Zeitsd:J.rift des Königlid:J.-Preußisd:J.en Statistismen Bureaus" und aus 
den Akten der Ämter hervorgeht, vorwiegend jüngere Bauern zur Auswanderung, zu­
mal ihnen die Heimat keine zufriedens tellenden Exis tenzmöglichkeite n bo t. " 

Der Höhepunkt der Abwanderung fällt in die Hungerjahre 1853-57. Eine zweite 
Welle können wir in der Zeit von 1864-1873 und eine dritte zwismen 1880-1885 fest­
stellen. Die sehr betrad:J.tlic:he Anzahl de r Auswanderer läßt s ich nicht genau feststelle n , 
da diese von den Amtsverwaltungen nid:J.t besonders r egistriert wurden und d ah er nur 
dürftiges Zahlenmaterial vorliegt. Es steht jedoch fes t, daß diesen aus wandernden 
Bauern, durch preußisc:he Behörden unter stützt, fortgeholfen wurd e , während man zu 
gle icher Zeit im Ruhrgebiet Polen und Tsd:J.echen wegen Unterbie tung der Arbe itslöhne 
einwandern ließ. In den Jahren 1890-1900 wurden wiederum viele Bauernfamilie n für 
die Provinz Posen angeworben und n ach dorthin ausgesiedelt. Noch in jüngs te r Zeit, 
von 1928-1935, wurden 34 b ä uerliche Familien nadl Mecklenburg und Pommern übe r­
gesiedelt. Ihre bisher innegehabten Höfe w urden dadurd:J. zersmlagen, daß di e Grund­
stücke in kleineren Parzellen einzeln veräußert wurden, um zu größeren Gelderlösen 
zu kommen. Fortlaufend kehren n ad:J. 1945 diese früher Ausges iedelten als H e imat­
vertriebene und Ostzonenflüd:J.tlinge in ihre alte Heimat zurück. Sie versuchen vorerst 
b ei ihren Verwandten unterzukommen, obwohl diese nicht in der Lage s ind, ihnen 
weitgehende Arbeitsplätze einzuräumen bzw. sonstige Verdienstmöglichkeiten zu bieten. 

e) Abwanderungen {Gewerbe) 

Die Folgen der einseitigen Verkehrsausrichtung auf Minden, die isolierende Weser­
grenze, die Zersc:hlagung der handwerklid:J.en Kleinbetriebe und die tiefgreifenden , s ich 
immer mehr zuspitzenden Konkurrenzverhäl tnisse lassen d ieses Gebie t wirtschaftlich 
weiter veröden . Während in den Gründerjahren sid:J. d ie Industrie in Minden und im 
Ravensberger Land s tark entfalten konnte, fehlte es in den nördlichen Kreisen Min­
den und Lübbecke an den nötigen Voraussetzungen, die eben e ine solche Entwicklun g 
bedingte; denn Schienenwege waren nicht vorh anden, und S traßen werd e n nur in 
1Imgen Zeitepod:J.en ausgebaut. Die mangelnde Erschließung und w ir tschaftliche Aus­
ric:h tung dieser benachteiligten Gebiete muß ten somit zu den seinerzeit ein­
setzenden und weiter fortlaufenden Abwanderungen und Betriebseinbußen führen, die 
sich geradezu für das Amt Petcrshagen katastrophal auswirkten und die weiteren Ent­
wicklungsmöglichkeiten weithin in den Schatten s tellten . Die n a c h w e i s I i c h e i n -
gegangene n Be t r i e b e sind in nachsteh ender Tabell e aufgeführt, s i e zeigt zu­
gleic:h auch den Verlust der damit verbundenen Arbe itsplätze. 
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Nachweislich eing e gangene Betriebe 
vor1900: 

2 Gerbereien 
1 W eb erei 
1 Korbflechtere i 
2 Glasschleifereien 

Glasfabrik ,.Gernheim" 

von 1900 bis 1930: 

Hempel-Krülle 
Holthöfer 
Sehrader 
Meyer, Stellhorn 

3 Zigarrenfabriken Möhlmann, Rocholl, 
Wilverding 

2 Strohhülsenfabriken I.uilrmann, Ra ther 
2 Strohhülsenfabriken Gehrüder Rather, 

Spilker 
nach1930: 

2 Großtischlereien Rathert. Röckemann 
32 Tischlereien im Amtsb ezirk zusammengefaßt 

1 \Nohnw agE'nfabrik Wrnnemann 
1 Zigarrenfabrik Riechmann 

Petershagen 
Petershagen 
Petershagen 
Petershagen 
Ovenstädt 

Petershagen 
Petershagen 

Ovenstädt 

Kutenhausen 

Petershagen 
Petershagen 

mit 20 A rbeitskräften 
mit 30 Arbeitskräften 
mit 65 Arb eits kräHen 
mit 30 Arb eitskr äften 
mit 265 Arbeitskräften 

mit 136 Arbeitskräften 
mit 45 Arbeitskräften 

mit 170 Arbeitskr äften 

mit 86 Arbeitskräften 
mit 95 Arbeitskräften 
mit 22 Arbeitskr äften 
mit 12 Arbeitskräften 

Von den auf Seite 9 aufgeführten 15 Ziegeleien (darunter 4 Dampfziegeleien) konnte 
sich nur die ,. Tonindustrie Heis terholz". - als einziger noch vorhandener Be tr ieb - zu 
einem ansehnlichen Großbetrieb entwickeln; jedoch wegen d er von dem W erk ge trof­
fenen Ra tiona lis ierungs- und Automatisierungsmaßnahmen vermochte die Tonindustrie 
ke ine weiteren Arbeitskrä fte aufzunehmen, so daß wiederum 432 Arbeitsplätze verloren­
gingen. 

Vier größere Molker eibetriebe (Kutenhausen, W egholm, Eldagsen, Ovenstädt) muß ten 
ihren Betr ieb aufgeb en, da sie wegen der überwiegenden Anzahl der b ä uerlichen Klein­
b e trieb e, die ihre Milch dem Eigenverbrauch zuführ ten, nicht die für ihren Betrieb er­
forderlichen Milchliefer anten fanden und durch die schlechte Verkehrsausr ichtun g keine 
weite ren Gebie te erfassen konnten. 

Weiter verlegten viele Kaufleute und Handwerker ihre Betrieb e in besser ausgerich­
tete Gebie te. Die Anzahl der noch vorhandenen Gew erbebe triebe verringert s ich von 
Jahr zu Jahr. Wegen der besseren Verkehrs- und Geschäftsverbindungen r ichtete der 
Pe tershagener Zeitungsverlag ,.Bote an der W eser" seinen gesamten Betrieb in Min­
den ein. 

Im Zuge behördlicher Zentralis ierungsmaßnahmen wurde die hier seit Mitte des 
vorigen Jahrhunderts b esteh ende Provinzial-Taubstummenanstalt im Jah r 1934 n ach 
Soest verlegt. Weiter folgte die Verlegung des Staatlichen Katasteramtes im Jahre 1938 
nach Minden. Der W estfälische Blindenverein, der in die Gebäude d er Taubstummen­
anstalt als Ersatz eingewiesen w orden w ar , w urde bereits 1939 wieder gen ötig t, n ach 
Minden zurückzusiedeln. 

Die größten Abwanderungen bewirkten die im Jahre 1871 s tillgelegte - ein st b ed eu­
tendste Glasfabrik W estfalens - "Glashütte Gernheim" und die damit verbunden en 
Nebenb etriebe. Die Verlegung n ach Brackw ede bei Bielefeld, direkt an der Köln- Min­
dener Eisenbahn, konnte s ich bald für die Glashütte "Teutoburg" wirtschaftlich günstig 
auswirken und zugleich d em Ort Brackwede zu seinem großen Aufblühen verhelfen. 
(Siehe Dr. Gerhard Schrader : "Gernheim".) 

Eine w eitere Abwanderung ist durch die Kanalisierung d er Mittelweser mit ihrer für 
das Amt Petersh agen ungünstig ausgerichteten Staustufe Pe tershagen einget reten . Der 
tote Weserarm veranlaßt die in Petershagen und Ovenstädt ansässigen Schiffer, vor 
allem die Schiffseign er , zur Umsiedlung in für die Schiffahrt günstiger gelegene O rte. 
Damit gehen den b e troffenen Gemeinden die bish er e rzielten Gewerbesteuereinkünfte 
v erloren. 
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I) Erwerbstätigkeit und Berufsgliederung (Diagramm Anlage 5) 

(Nadl. dem Tabellenwerk "Westfalens Bevölkerung 1818-1955", Heft 9, von Stephan 
Reekers und den Akten der Amtsverwaltung.) 

Die auf je 100 Einwohner der Bevölkerung bezogenen Quoten geben Einblic:k in die 
zeitige Berufszugehörigkeit. Danadl. bietet die Landwirtschaft kaum noch nennenswerte 
Erwerbsmöglidlkeiten; denn praktism hat nur ein Fünftel der Bevölkerung in der 
Landwirtsmatt eine sidlere Existenzgrundlage. Es sind dies diejenigen Bauern, die noch 
über eigene Höfe von mindestens 10 ha nutzbare Flädle verfügen, obwohl die nutz­
bringende, wirtsdl.aftlidle Rentabilität erst bei 20 ha Nutzfläche gegeben ist. Im Amt 
Patershagen sind es 288 Höfe mit nur 3560 ha Nutzflädle. Der überwiegende Teil von 
979 Betrieben mit 4745 ha Nutzflädle ist bäuerlidler Kleinbesitz, dessen Größe unter 
5 ha liegt. Er kann dem Besitzer nur nodl als Nebenerwerb dienen, während dieser als 
Hauptberuf eine nidttlandwirtsdlaftlidle Tätigkeit ausüben muß. Die Erfassung liegt 
deswegen audl. bei den Berufstätigen oder bei den Selbständigschaffenden, je nadl 
Ihrer ausübenden hauptberuflidlen Tätigkeit. Viele dieser "Kleinbauern", im Volks­
mund "Kuhbauern" genannt, müssen ein sehr besc:heidenes und kümmerliches Dasein 
auf der ihnen dargebotenen kleinen Ad<:erfläc:he fristen, und nur deswegen, weil ihnen 
keine zusätzlidl.en ErwerbsmöglidJ.keiten geboten werden können. (Siehe Anlage 5 und 
Hanns Kirste: "Die Landwirtsc:haft im nördlic:hen Kreis Minden" in der Monographie 
der Stadt Minden.) 

Die kargen Bodenverhältnisse mit ihren verhältnismäßig niedrigen Erträgen, die nur 
durdt hohe anorganisdJ.e Handelsdüngerzugaben gesteigert werden können, lassen die 
hier betriebene Landwirtsmaft von Jahr zu Jahr unwirtsdJ.aftlicher und abgängiger wer­
den, zumal sie sidt unter dem Druc:k der Disparität zu einer förmlichen Landvertreibung 
entwickeln muß. Die Zahl der in der Land- und Forstwirtsc:haft Beschäftigten nimmt 
deshalb rapide ab, während die Zahl der Berufstätigen, trotz der Abwanderung, immer 
mehr zunimmt. Ebenso ist es mit den Selbständigschaffenden. Durch die ungünstige 
Verkehrsentwicklung und die fortlaufende Abwanderung werden diesen Kleinbetrieben 
ständig Verluste an Kunden und Abnehmern verursacht, so daß sie im Konkurrenz­
kampf unterliegen. 

Vergleidte mit den bereits durdJ. den Ostwestfalenplan begünstigten Gebieten bewei­
sen klar und eindeutig, daß die zeitigen regionalen Tendenzen und die sidl daraus 
ergebenden strukturellen Ersmeinungen mit denen des Amtes Patershagen fast iden­
tisdl. sind; das besagt, daß die gegenwärtigen Verhältnisse im Amt Patershagen keines­
wegs besser, sondern ungünstiger liegen und somit das Amt Patershagen durch das 
Land Nordrhein-Westfalen wiederum benamteiligt wird. Allein die räumlichen Abmes­
sungen der durdl. den Ostwestfalenplan begünstigten Gebiete lassen erkennen, daß 
diese rein agrarism mit· überwiegendem Großgrundbesitz ausgerichtet sind. Die über­
großen Besitzungen des Herzogs von Ratibor und Corvey, des Freiherrn von Oeyn­
hausen und die ~ugenbergsdlen Güter bieten der Bevölkerung weitgehende Bescbäfti­
gungsmöglidlkeiten, während diese im Amt Patershagen nicht mehr gegeben sind. 

g) SlruktureUe Erscheinungen 

li e im a t v e r trieb e n e u n d E v a k u i e r t e : Obwohl das Amt Petarshagen 
kaum noc:h Arbeitsmöglidlkeiten bietet, durfte dieses Gebiet eine relativ hohe Anzahl 
von· Flüc:htlfugen aufnehmen, die bei weitem höher liegt, als in den bereits durch den 
Ostwestfalenplan begünstigten Gebieten. Nad:t den statistisc:hen Feststellungen von 
1950 betragen diese im Amtsgebiet 18,6 %, in der Stadt Petarshagen sogar 19,9 % der 
Einwohnerschaft. Diese beac:htlidlen Quoten übertreffen alle vom Ostwestfalenplan er­
faßten und geförderten Gebiete. (Siehe Anlage 5.) 

B er ü f 8 tätige : NadJ. den 1958 ausgestellten Lohnsteuerkarten konnten im Amt 
Patershagen · 8407 männlic:he und 1953 weiblidJ.e, zusammen 5360 Erwerbspersonen, als 
nich.tselbständlge Berufstätige ermittelt werden, von denen nur 1226 männlidle und 
1136 weiblidle, zusammen 2362 Erwerbspersonen, einer örtlidlen Besmäftigung im 
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Amtsgebiet nachgehen können, das b esagt, daß die Anzahl der Heimischbeschäftigten 
nur 44 % ausmacht. Alle übrigen Arbeitskräfte sind auf au swärtige Arbeitsplätze ange­
wiesen (s iehe Anlage 5). 

A u s p e n d 1 e r : Der Mangel an Arbeitsplätzen bedingt die hohe Anzahl der Pend­
ler, deren Gesamtzahl - 1838 männlid1e und 631 weibliche, zusammen 2469 Erwerbs­
personen - zur Zeit 46 % ausmadlt, somit praktisch schon die der Ortsbeschäf­
tigten um 2 % übersteigt. Sie wird sich auch weiterhin erhöhen, wenn nicht die Ab­
wanderung stärkere Formen annehmen wird. Heutzutage können nur noch 1371 männ­
liche und 557 weibliche, zusammen 1928 Arbeitnehmer, mit 36 % ihren ersuchten Ar­
beitsplatz in Minden finden, während bereits 467 männlidle und 74 weiblidle, zusam­
men 541 Arbeitnehmer, mit 10 % über 20 km hinaus ins Ravensberge r Land oder nach 
Espelkamp-Mittwald auspendeln müssen. 

Auf 100 Arbeitnehmer entfallen im Amt Petershagen 4 6 Auspendler, im Kreis Minden 
29,5 Auspendler, in Ostwestfalen 24 Auspendler, in Westfalen 16,7 Auspendler, in 
Nordrhein-Wes tfalen 15,4 Auspen dler, in dem zum Ostwestfalenplan gehörenden Kreis 
Faderborn nur 17,8 Ausp endler, das besagt, daß das Amt Petershagen die ungünstig­
sten Verhältn isse aufweist, die je ein Gebietsteil in Nordrhein-Westfalen aufweisen 
kann. (Siehe Anlage 5.) 

Die geradezu schlechten Anfahrtstraßen, darunter die Bundesstraße 61 - die größte 
Unfallstraße des Kreises Minden -, mit ihrer schmalen Breite von nur 5,50 m - nörd­
lich Petershagen zwism en den Baumreihen gemessen -, erschweren nicht nur dem 
Pendler das Hin- und Herfahren, sondern Jassen ihn ständig in der Gefahr, überfahren 
zu werden. Zwischen Petershagen und Espelkamp-Mittwald fehlt ganz und gar die er· 
forderlidle Straßenverbindung. Seine dort befindliche Arbeitsstätte kann der Pendler 
nur au f Umwegen erreichen. Diese Umstände besagen, daß viele Pendler, der über­
wiegende Teil, täglim über 13 Stunden von ihrer Familie entfernt sein müssen, einem 
gr ößeren Energieverbrauch ausgesetzt sind und durch Überanstrengung vollkommen 
ermüdet werden. Wie ist einer Frau zumute, die täglim über 12 Stunden für ihren 
Broterwerb benö tigt und dennom ihren Haushalt und ihre Kin der zu versorgen hat? 
Ein betrübendes Bild hat der .,Westfälisdw Blindenverein" dadurch gegeben , daß er 
im Jahre 1938 seine Betriebswerkstätte von Petershagen wieder n ach Minden verlegte, 
aber seine seilbehinderten Arbeitskräfte in Peter sh agen wohnen ließ. Sie sind heute 
n och als Pendler dem starken Verkehr der Bundesstraß e B 61 ausgesetzt. 

Ein p end l er : Die Zahl der Einpendler, mit 451 männlichen und 61 weiblichen, 
zusammen 512 Arbeitskräften, ist sehr gering. Sie macht nur 9,6 % aus. Einpendler 
würde es kaum geben, wenn nimt auswärtige Kleinbauern bei de r ,.Tonindustrie 
Heisterholz" ihren Erwerb hätten. Dieser Anteil füllt praktisch nur d en Ausfall der 
ständigen Berufserwerbslosen aus. (Siehe Anlage 5.) 

E r w e r b s l o s e : In d er Erfassung von 343 männlichen und 186 weiblichen , zu­
sammen 529 Personen, sind nicht die saisonbedingten Arbeitslosen eingeschlossen. Es 
sind nur die Erwerbslosen, die a ls Berufserwerbslose durch die Krisenfürsorge unter­
halten werden. Ihr Anteil beträgt rund 10 %. Diese Anzahl würde erheblich steigen, 
wenn den überwiegenden Kleinb auern, die durch ihre Bodenständigkeit keine weitere 
zusätzliche Erwerbsmöglichkeit finden können, Gelegenheit geboten würde, in den 
Genuß der Arbeitslosenversicherung zu gelangen. Ihre Anzahl dürfte schätzungsweise 
den Anteil um weitere 10 % erhöhen. Mit der Fertigs tellung und dem Absmluß der 
Staustufen Petersh agen und Schlüsselburg im Zuge der Mittelweserkanalisierung nimmt 
diese Anzahl weiter zu und verschlechtert somit die regionale Arbeitslage. (Siehe An­
lage 5.) 

FÜr sorgea ufwand : Mit der Verschlechterung der Arbeitsverhältnisse nimmt 
die Fürsorge erheblich zu. Die Amtsverwal tung hatte bereits im Jahre 1958 nach­
s tehende 98 Fürsorgefälle zu b etreuen , die sich wie folgt au fgliedern: 
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Allgemeine Kriegsbeschädigte 
Fürsorgeempfänger Zugewanderte Körperbehinderte 

Stadt Patershagen 30 2 
Landgemeinden 63 1 2 

Amt Patershagen 93 3 2 
zusammen 98 Fälle 

Bei der Gesamteinwohnerzahl von 14 419 Einwohnern dürfte die Anzahl von 98 Fäl­
len den normalen Durchschnitt weitgehendst überschritten haben, zumal auf 10 000 Ein­
wohner in Ostwestfalen 14, in Westfalen 17, und im gesamten Nordrhein-Westfalen 
17,5 Fürsorgeempfänger entfallen. 

L o h n v e r h ä 1 t n i s s e : Die überwiegenden tariflichen Lohnsätze befinden sich in 
Lohnklasse m. Sie stehen 6-10% unter den Mindenem. In der Landwirtschaft stehen 
die Lohnsätze noch ungünstiger an. 

Steuer I ich e s Aufkommen : Die steuerlichen Einnahmen liegen unter den 
normalen Verhältnissen und bieten den Gemeinden kaum noch die Möglichkeit, ihren 
Gemeindebereich den heutigen Bedürfnissen entspremend auszurichten. Ihre Haupt­
einnahme bilden nicht wie bei den Städten die Gewerbesteuererträge, sondern die 
Grundsteuererträge aus überwiegend landwirtschaftlichen Nutzungen, deren Einheits­
werte wegen der geringen Bodenerträge wiederum sehr niedrig liegen. Der besteinge­
stufte landwirtschaftliche Betrieb des Kreises Minden ist mit 2330,00 DM/ha eingestuft. 
Der sich hieraus errechnete Durchschnittsbetrieb - Kreisridltbetrieb - liegt bei 
2150,00 DM/ha. Einen Anhalt über die Verteilung der Bodengüte vermögen die letzt­
malig im Jahr 1935 festgelegten durdlsdmittlichen Einheitswerte je Hektar der 
landwirtschaftlich und forstwirtschaftlich genutzten Fläche zu geben. Diese Werte be­
tragen in 

Wesertalung Südl. Lößplatte 

Budlholz/Hävern 2 150 DM Kutanhausen 
Todtenhausen 
Stemmer 

1740 DM 
1640 DM 
1260 DM 

Haller Heide 

Maaslingen 
Eldagsen 
Ovenstädt 

950 DM 
970 DM 
980 DM 

Staatsforstl. Nutzungen 

Mindener Wald 516 DM/ha 
Heisterholz 516 DM/ha 

Mit tl. Ge e s t p I a tt e 

Friedewalde 
Südf./Meßlg. 
Petarshagen 

1090 DM 

1000 DM 
1240 DM 

Der Kreisdurchschnittswert wird nur in den in der Wesertalung liegenden Gemein­
den Buc:hholz, Großenheerse und Hävem erreidlt. Alle übrigen Gemeinden sinken stark 
nach unten ab. Die staatsforstlichen Nutzungen mit 1416,76 ha sind nur mit 516 DM/ha 
eingestuft. Die Grundsteuer wird fortlaufend nach den 1935 festgesetzten Meßzahlen 
und Hebesätzen erhoben, die keineswegs mehr den zeitigen preiswirtschaftlichen Ver­
hältnissen entsprechen, zumal der amtlidte Preisindex bereits auf 283 gestiegen ist. Die 
nach 1950 erstandenen Neubauten genießen zehnjährige Steuerfreiheit. Sie können somit 
vorerst zu keiner Steuerleistung herangezogen werden, obwohl den Gemeinden erheblidte 
Ausgaben für Aufschließung, Straßenbau usw. obliegen. Das Gewerbesteueraufkommen 
geht durch die starke wirtsdtaftlidte Sdtwädtung von Jahr zu Jahr zurück. Somit erklärt 
es sidl, daß die von den Gemeinden zu erfüllenden Aufgaben einfam auf der Stred<e 
liegenbleiben und nur sdlleppend ausgeführt werden können. 
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h) örUiche Begebenheiten 

Fortsc:hreitende wirtsc:haftlic:he Sc:hwäc:hung, durc:h die zeitige Fehlentwicklung ver­
ursac:ht, läßt die Zurüd<gebliebenheit immer mehr in Ersc:heinung treten. Wohin diese 
rückläufigen Tendenzen führen, beweisen die sic:h hieraus ergebenden Umstände, die 
sic:h inmitten der Landsc:haft geradezu als unliebsame Mißstände herausbilden und so­
mit die Form der vorhandenen Unterentwid<lung klar herausstellen. Nur einige Bei­
spiele von den vielen dürften genügend Einblid< in die örtlic:he Zurüd<gebliebenheit 
geben, um festzustellen, inwieweit diese hier vorherrsChenden Zustände überhaupt noCh 
gutgeheißen werden können. 

Die von Petarshagen über Meßlingen naCh Wegholm führende, dem überörtliChen Ver­
kehr dienende Straße II. Ordnung (siehe Karte, Anlage 6 und 9, Abbildungen 1-3) be­
findet sic:h inmitten des Forstes Heisterholz in einem kaum noCh passierbaren Zustand. 
Sie wurde bereits im Jahre 1945 durdl englisc:he Invasionstruppen, die sich bei Peters· 
hagen den Weserübergang erzwangen, mit Panzern und schweren Fahrzeugen total zer­
fahren und in den unzulänglichen Zustand versetzt. Der Verkehr zwisChen Petars­
hagen und Meßlingen muß vor wie nac:h, obwohl bereits 15 Jahre verstriChen sind, auf 
Umwegen vollzogen werden. Während die Gemeinde Meßlingen das in ihrer Gemar­
kung zu unterhaltende Straßenstüd< wieder fahrbar ausgeric:htet hat, beläßt die Staat­
liche Forstverwaltung in Minden ihr zu unterhaltendes Straßenstüd< in dem total zer­
fahrenen Zustand eines Holzabfuhrweges. 

Ein Bild der mittelalterlichen Zurüd<gebliebenheit bietet die Bundesstraße B 61 in 
Patershagen (siehe Karte 6, Anlage 10 und Abbildung 4-6). Während auf dem holprigen 
Pflaster der ständig zunehmende Kraftverkehr zwischen Minden und Bremen verläuft, 
stehen in den Gossen Kloaken ungeklärter Küchenabwässer und sonstiger SChmutz­
wässer an, die oberirdisch über die Bürgersteige dorthin verlaufen. Ganz abgesehen 
davon, daß diese stinkigen Kloaken starke Geruchsbelästigungen verursadlen, werden 
diese beim überholen von Fahrzeugen, besonders durch die Fernlaster, aufgepeitscht 
und den Passanten auf den Bürgersteigen an die Kleidung gespritzt. 

Gleichartige Zustände haben siCh bei der neuerrichteten Judenbergsiedlung heraus­
gestellt (siehe Anlage 11, Abbildung 7 bis 9}. Dort werden die nicht ausreichend geklärten 
Sdlmutzwässer dem Bahnkörper der Mindener Kreisbahn und den dort befindlichen 
Wegegräben zugeführt. Ungenügende Vorflut verhindert den weiteren Abfluß zur 
Desper und zur Weser. Ungeziefer- vor allem Insekten und Ratten -werden von den 
dort anstehenden, stinkigen Kloaken angezogen und verbreiten sich stark auffallend; 
denn sie finden in den offen eingeführten Rohrkanälen genügend Untersdllupf. Auf den 
Abbildungen sind die Einwühlungen von Ratten am Bahnkörper der Mindener Kreis­
bahn genau zu erkennen. Diese immer stärker werdenden Seuchenherde haben schon 
dahin geführt, daß die Stadt Petarshagen im letzten Jahr bereits 87 Fälle von Infektions­
krankheiten, überwiegend Kinder, zu verzeidlnen hatte, die nachweisliCh dem Städti­
schen Krankenhaus in Minden zugeführt worden sind. Diese, auf die Dauer unhaltbaren 
Zustände sind auf das gänzliche Fehlen eines Abwässerkanalnetzes zurüd<zuführen. 
Wann und wie die Stadt Petarshagen einmal zu solch einer längst dringend benötigten 
zentralen Kanalisierung gelangen soll, läßt sich bis heute nidlt voraussehen, da die 
hierfür erforderlichen Mittel, die sich immerhin auf rund 1,5 Millionen DM belaufen 
werden, von der schlechtsituierten Stadt Patershagen kaum aufgebracht werden können. 

Einen weiteren Anlaß zu fortlaufenden Beschwerden bietet die Oesper in Paters­
hagen. Dieser natürliche Flußlauf 11. Ordnung ist durch die im Laufe der letzten Jahre 
durdtgeführten Verkoppelungen mit den damit verbundenen Kultivierungs- und Ent­
wässerungsmaßnahmen zwed<entspredlend verbreitert und begradigt worden. In Petars­
hagen selbst wurde jedoch der Flußlauf in seiner alten, mittelalterlichen Beengtheit 
belassen, wodurch die durch die größere Wasserabführung, besonders bei Hoch­
wasser, notwendige Vorflut nicht mehr gegeben ist. (Siehe Karte 6 und Abbildungen 
10-12 der Anlage 12.} Während früher die siCh ansammelnden Wassermengen genügend 
Ausweitung in den vielverbreiteten Düpen und Tümpeln hatten, durch den gekrümm­
ten Flußlauf langsamer abfließen konnten, werden diese schon bei längerem Gewitter· 
regen jetzt sdmell zu Tal getrieben und vor Patershagen in den anliegenden Gärten 
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aufgestaut. Diese vielfach in den Sommermonaten auftretenden Überschwemmungen 
verursachen meistens totale Flurschäden und machen somit die Gärten nutz- und wert­
los. Bereits in der im Jahr 1924 durchgeführten Verkoppelung wurde zwecks Erreidmng 
einer besseren Vorflut nördlich Petershagen ein Flutgraben ausgelegt, der jedoch 
im Besitz der früher en Grundstückseigentümer blieb und zweckentfremdet 
wurde, indem dieser von Jahr zu Jahr durch bauliche Maßnahmen immer mehr ein­
geengt wurde, obwohl das Wassergesetz diese genehmigten Vorhaben direkt verbietet. 
Noch vor kurzem wurde inmitten des Flutgrabens mit baupolizeilicher Genehmigung 
eine Scheune errichtet. So erklärt es sich, daß trotz fortlaufender Beschwerden seiten s 
der Behörden keine erfolgversprechenden Maßnahmen bislang getroffen wurden. 

IV. Anzustrebende und begründete Forderungen 
Aus allen in den vorstehenden Abschnitten aufgeführten und bewiesenen Darlegun­

gen, die auf Grund langjähriger Erfahrungen und Beobach.tungen niedergeschrieben 
sind, geht klar und eindeutig hervor, daß in dem Raum P e t e r s h a g e n e in V a­
k u um größten Ausmaßes entstanden ist, dessen Fortbestehen auf die Dauer 
nich.t zu vertreten ist. Es bedarf vielmehr der Aufmerksamkeit, diesen durch dieses 
Vakuum entstandenen Notständen schnellstens abzuhelfen und den Raum Patershagen 
auf den normalen Entwicklungsstand zu bringen bzw. die Lebensbedingungen der in 
diesem Raum lebenden Menschen zu verbessern. 

a) Landwirtschaft 
Wie aus den dargelegten Ausführungen (Seite 16) hervorgeht, bietet dieses Gebie t 

für eine rein agrarisch ausgerichtete Landwirtschaft keine Entwicklungsmöglichkeit 
mehr. Alle früher brachliegenden Od- und H eideflächen sind aufgeteilt und in Kultur 
genommen. Ansiedlungen von Neubauern sind somit nicht mehr möglich. Es sei denn, 
daß man den geringen normalen, wirklich. rentablen bäuerlich.en Besitz mit über 20 ha 
Wirtsch.aftsfläch.e aufteilen und zergliedern will. Damit würde der gesunden Landwirt­
sch.aft, die in ökonomisch.er, volkswirtsch.aftlich.er Hinsich.t unbedingt in ihrem Bestand 
und in ihrer Eigenart zu erhalten ist, das Rückgrat gebroch.en und sie somit vernidl­
tend zum Zerfalle gebracht werden. Hier aber überwiegt der kleinbäuerliche Besitz 
und gibt der landwirtschaftlichen Struktur das Gepräge. Das besagt, d aß diese klein• 
bäuerlichen Besitzer ihren zu bewirtschaftenden Betrieb nur al s Nebenerwerb unterhal­
ten und auf zusätzliche Verdienstmöglich.keiten angewiesen sind. Die wenigen Besitzer 
eines wirklich rentablen Hofes von 20 ha Nutzfläche - weld1e als Höchstmaß der hier 
vorhandenen Höfe anzusprechen ist - betreiben Familienwirtschaft Durch ihre maschi· 
nelle Einrichtung sch.alten sie ihre bisher benötigten Bediensteten automatisch aus und 
überlassen diese Arbeitskräfte dem Arbeitsmarkt. Diese wirklich noch als rentabel zu 
bezeichnenden Höfe verringern sich von Jahr zu Jahr durch Abtrennung von Neben· 
erwerbsstellen als Abfindung oder Erbteil für die Kinder. Die Verfallserscheinungen, 
die einmal unter dem Druck d er Disparität, aber auch durch das Abgängigwerden un· 
rentabler Kleinbauernstellen he rvorgerufen werden, können dieses Gebiet niemals in 
ein strukturell rein agrarisch. ausgerich te tes Wirtschaftsgebiet verwandeln. Dieses streb t 
der hier ansässige Bauer auch nicht an; denn die wenigen zum Verkauf ansteh enden 
Grundstücke, deren Erwerbskosten keineswegs in Einklang zu d en hieraus zu erzielen­
den minimalen Bodenerträgen stehen, werden seine Substanz bei eventuellem Ankauf 
nur wirtschaftlich. belasten und somit seinen Hof unwirtschaftlicher ausrich.ten. Auf 
Grund dieser bestehenden Tatbestände dürften sich. folgende Aufgaben als erfolgver· 
sprechend erweisen: 
1. Den rein bäuerlichen Besitz mit über 10 ha Nutzfläche, der noch. aus 288 Höfen mit 

annähernd 3560 ha Nutzfläche besteht, rentabler auszurich.ten. Seine zu b ewirtschaf­
tenden weitverzweigten Kleinparzellen durch Flurbereinigungsverfahren zweckent· 
sprechend zusammenzulegen und somit d er w irksamen r a tionelleren Bearbeitung 
zuzuführen. 
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2. Die unter der Staunässe vermoorenden Grundstücke in den Desperniederungen und 
in d er Petershagener Wesermarsch b esser zu entwässern. Ausbaumaßnahmen in 
b ezug auf die schlechten Vorflutverhältnisse an der Mündung der Oesper (Flußlauf 
II. Ordnung) zu treffen sowie Förderungsmaßnahmen zur Abwendung der ständig 
auftretenden Hochwasser schäden durch die Weser und die Oesper einzuleiten, da­
mit diese agrarisch genutzten Flächen der b esseren Nutzung zugeführt werden 
können. 

3. Ausbau des bisher dürftigen Wegenetzes zu festen Wirtschaftswegen. 

b) Gewerbe und Industrie 

Alle in sich analysierten s truktur ellen Erscheinungen und Wandlungen beweisen den 
Trend des fortlaufenden wirtschaftlichen Notstandes, der eben in d em Mangel fester 
Arbeitsplätze besteht und somit der besonderen A ufmerksamkeit bedarf. Obwohl die­
ser Mangel schon seit Jahrzehnten sich ungünstig auswirkte, wurde diesem ländlichen, 
wirtschaftsschwachen Gebiet eine beträchtlich hohe Anzahl von Heimatvertriebenen 
und Evakuierten zugeführt, die anteilig 18,6 % der Gesamtbevölkerung ausmacht. Ihre 
Se~haftmachung und Existenzausrichtung erfordern aber ausreichende Arbeitsmöglich­
kelten, die zur Zeit jedoch nicht geboten werden können. Die strukturelle Arbeitslos ig­
keit, die b ereits 10 % des gesamten Arbeitspotentials ausmacht, der große Bestand von 
Auspendlern mit 46% und die vie len nicht erfaßten Kleinbauern bedingen Arbeits­
plätze. Die Gesundung der s tark gelähmten Wirtschaft ist somit ein dringlich zu lösen­
des Problem, dessen aktuelle Aufgaben darin bestehen: 
1. die Erhaltung, Festigung und Erweiterung der Wirtschaftskraft der bestehenden 

Be triebe; 
2. die Ansiedlung neuer Betriebe und damit die Steigerung der vorhandenen gelähm­

ten W irtschaftskraft, vor a llem solcher Betriebe, die einen hohen Bedarf an Frauen­
arbeit haben; 

3. Die Energieversorgung und die Verkehrsausrichtung den wirtschaftlichen Bedürfnis­
sen entsprechend auszubauen und den normalen Verhältnissen anzupassen. 

Während früher, vor allem in der Gründerzeit, bei Industrieansiedlungen die Staud­
ortwahl von zentral ausgerichteten, regional begünstigten Gebieten mit weiträumigem 
Schienennetz abhängig gemacht wurde, die Zentralis ierung und die Rohstoffgewinnung 
dazu noch lagebes timmend einwirkten, h at sich dieser Standpunkt du rch die Entwick­
lung des Kraftverkehrs vollkommen geändert. Der Kraftverkehr ist h eute der maß­
gebende und bestimmende Faktor in der modernen Verkehrsförderung; denn seine bes­
sere Beweglichkeit und seine schn ellere Bedienung erlauben es, Industrieanlagen aus 
den Ballungsräumen aufs flache Land zu verlagern. Die immer stärker werdende Ver­
kehrsverlagerung von der Schiene zur Straße hat das früher vom Schienenweg abseit s 
gelegene Amtsgebiet Petershagen durch den günstigen Verlauf d er Bundesstraße (B 61) 
nunmehr in den Durchflutungsverkehr zwischen den Hansestädten Bremen und Harn­
burg und dem ostwestfälischen Wirtschaftsraum gebracht und somit diesem Gebiet die 
Chnn ce einer gün s tigeren Entwicklung geboten. 

Die zwar zurückgebliebene mittelalterliche Stadt Petershagen, die jedoch schulisch 
gnt ausgerichtet ist, bietet durdt ihre zwischen Wald und Weser liegenden enormen 
Frtiflächen gute Möglichkeiten für die Erstellung gesunder Wohnsiedlungen, aber auch 
die Lagegunst für weitere Industriezweige, deren gün stige und vielseitige Standort­
möglichkeiten bisher noch nicht erkann t und ausfindig gemacht worden sind. Das reiche 
Vorkommen von Neokomtonen sichert der bereits s tark entwickelten Tonindustrie 
Heisterholz wei tgehendste Ausdehnungsmöglichkeiten zu. Auch für weitere Ziegel­
betriebe ist genügend Platz und Raum vorhanden. Das neuerstandene Kraftwerk Lahde 
(Preußag) in seiner stetigen Entwicklung bildet den Anziehungspunkt weiterer Indu­
strieanlagen. Ein praktisches Beispiel, daß solche Möglichkeiten gegeben sind, bietet 
die junge Stadt Rheinfelden (Baden), die durch den Bau und die Inbetriebnahme des 
ersteu Rhein kraftwerkes belanglose Dörfer zu einer gutsituierten Industriestadt zusam­
menwarnsen ließ. Was soll Petershagen-Lahde von solch einer Entwicklungsmöglich-
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keit abhalten können, wenn die Voraussetzungen dafür gegeb en sind? W eiter e Mög­
limkeiten werden durch die Holzvorräte des Heis terholzes und des Mindene r W al des 
geboten. Diese schnell w achsenden Hölzer, bisher zu Brennholz und zu Grub enholz 
verwandt, würden besser der Zellulose-Industrie zugeführt, die direkt am Platz an­
gesetzt werden kann, zumal beide Forstgebie te vom normalspurigen Ne tz der Mindener 
Kreisbahnen erschlossen sind. Das Gebiet vor d er S taustufe Pe tersh agen bietet die 
Möglichkeit zum Ausbau von Hafen- und Umschlaganlagen . Dieses Gelände is t durch 
Straße und Schien e gut erschlossen und könnte günstiger Standor t für Werftb e t rieb e 
und sonstige damit verbundene Industriezweige w erden . 

Während anderorts, b esonders in den Ballungsräume n, die zu Neuanlagen erfor der­
lid1en Grundstücke sehr rar und daher schwer zu b eschaffen s ind, ste h en hie r durch 
die Abgängigkeit unwirtschaftlicher Höfe genügend Auswahl, vor allem groß e Frei­
flächen von Grundstücken an. Weiter können Pe tershagen, wie a uch Lahde , die in sid1 
wirtschaftlich zusammenw achsen, die Vorteile einer ländlichen Gegend für e ine In­
dustrieniederlassung bieten, die in niedrigeren Löhnen , Bod enpreisen, Mie ten, zum 
Teil auch in der Kommunalsteuer ab gabe, wie in der Boden s tändigke it de r Arb eitskr ä fte 
b estehen, ohne die landwirtschaftliche Struktur dieses b e treffenden Raumes a ls Grun d­
lage eines Ortes im Bezug ihrer Zentralität als Ansatzpunkt für Indus trieansiedlung, 
bedenkenlos empfohlen werden. 

c) Verkehr 

Die wirtschaftliche Verbundenheit der Ämter Petershagen und Windheim (das frü­
here Amtsgebiet Peter shagen, s iehe Anlage 1) durch die Ziegel- und Tonindus tr ie zu 
beiden Seiten der Weser, de r in s ich geschlossen e und umfassende Bezirk des Amts­
gerichtes Petersh agen und des Gesundheits amtes Pe tershagen , zugle ich au ch Schul­
bezirk des Staatlichen Aufbaugymnasiums Pe ter sh agen, aum die Verbundenheit d P.s 
Kraftwerks Lahde (Preußag) mit dem Wasserkraftwerk Pe te rsh agen, getrennt durch 
die W eser, erfordern die Verkehrserschließung durch die Weserb rü cke. 

Die Weser ha t in diesem 30 km langen Gebiet keine n fes ten Üb e rgan g. S ie b ilde t 
somit ein Hindernis und zugleich aum eine isolierende Grenze, bes onde rs b e i H odl­
wasser, zwischen Minden und Stolzenau, das besagt , daß de r l aufende Verkehr nur 
auf Umwegen das ös tliche Kreisgebiet erreichen k ann. Die Lands traß e I. O rdnung 634, 
das fehlende Zwischenstück der Bundesstr aße B 83 von Bückeburg bis P e ter sh agen 
zur Bundesstraße B 61 im Zuge der Fe rnverk ehrss traße Kassel-Brem en , zugle ich auch 
Zubringers traße zur Autobahnauffahrt b ei Bad Eilsen , wird vor wie n ach dur d1 einen 
unhaltbaren Fährbetrieb förmlim blockie rt. Eine w eitere Blockierung P e ter sh agen s is t 
durch die völ.lig zerfahrene Straße Pe ter shagen- W egholm inmitten d es Fors tes He is te r­
h olz gegeben . (Siehe Anlage 6.) Diese b eiden Blockie rungen sind zu P roblem en fo r t­
laufende r Beschwerden geworden. 

Eine weitere zu treffende Maßnahme is t der Ausbau d er Bundesstraße B 61 , und 
zwar von Minden bis zur Landesgren ze Glissen . Dieser Ab schnitt entsprich t 
keineswegs mehr den h eutigen Anforderungen des sich immer s tärk e r verdichtenden 
Kraftverkehrs. Die sehr b een gten Abschni tte b ei Petersh agen , die ungesid1e r ten Bahn­

übergänge b ei Grashoff und Moorhoff, die Autofalle b ei Graßh off, die unübersicht­
limen Kurven in Petershagen und Oven städt, die schledlte über sieht an d e r üb er 
2 m hohen Einfriedigungsmau er d es Staatlimen Aufba ugymnasiums in P e te rshagen 
mit dem danebenliegenden ru tschenden Kleinpflas ter und d em unzure ichende n Bürger­
s teig von nur 70 cm Breite, sind ausgespromene Gefah rens tellen, die fas t täglich Un­
fälle größeren Ausmaßes - vielfach mit Todesfälle n - verursachen . Diese gefah r - und 
verhän gnisvolle Straße is t n achweislim die größte Unfallstraß e d es Kre ises M inden 
geworden. Ihre aufzuweisenden Fehls tellen b edürfen eines b aldigen und s chne llen 
Ausb aues zur Beseitigung dieser aufgeführten Gefahren s tellen . 

Eine weitere Aufgab e besteht darin, d as bisher e inseitige Straß ennetz r egionale r 
und systematischer, den verkehrs- und wirtschaftlichen Erfordernissen ents prechend, 
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auszurichten und zu verlagern. Die Erschließung dieses leistungsschwachen und wirt· 
schaftslahmen Gebietes durch eine Ost-West-Verbindung, eine von Bad Nenndorf über 
Petershagen-Espelkamp/Mittwald nach Osnabrück führende zügige Straße, wird immer 
zwingender, zumal sie die wirtschaftlichen Interessen, seien es die der Landwirtschaft 
oder die der immer mehr werdenden Berufspendler, die von Petarshagen Espelkamp/ 
Mittwald nur auf Umwegen erreichen können, immer wieder fordern. 

d) Entwässerung 

Die katastrophalen Entwässerungsverhältnisse im regionalen Patershagen (siehe 
Seite 19, örtliche Begebenheiten, und Abbildungen Anlage 1D-12) erfordem in Anbe­
tracht ihrer Unzulänglichkeit, die wohl niemand bezweifeln kann, dringliche Abhilfe. 

Die an ihrer Mündung eingeengte Oesper (Flußlauf II. Ordnung) bedarf einer bes­
seren Vorflut. Diese ist durch die stärkere Wasserabfuhr, bedingt durch die fortlaufen­
den Kultivierungen und Entwässerungen in den ländlichen Distrikten, nicht mehr ge­
währleistet. Dieser eingeengte Mündungslauf benötigt deswegen einen zusätzlichen 
Flutgraben, der bereits in dem im Jahr 1924 durchgeführten Verkoppelungsverfahren 
nördlich Patershagen ausgelegt wurde, aber in Privatbesitz der Anlieger verblieb. Der 
bereits ausgelegte vorhandene Flutgraben verfehlt seinen Zweck, weil er bei der 
mangelnden Bauaufsicht durch die Anlieger von Jahr zu Jahr baulich immer mehr ein­
geschränkt wurde und somit in einen unhaltbaren Zustand versetzt worden ist. Der 
Ausbau dieses notdürftigen, sehr vernadllässigten Flutgrabens ist eine unumgänglidle 
Maßnahme, die nicht länger auf silh warten lassen kann und schnellstens durchgeführt 
werden muß. 

Das Fehlen jeglicher Abwässerungsanlagen in Petarshagen bildet Obelstände, die auf 
dem Gebiet der Hygiene nicht länger tragbar erscheinen und für das hier derart be­
engte Zusammenleben von Menschen in Zukunft zu Gefahren führen muß, die 
shh in Epidemien auswirken; denn die Straßengossen, die Flußläufe und Gräben sind 
mit Kloaken reichlich übersetzt. 

Zwecks Abwendung der daraus entstehenden Gefahren für die Volksgesundheit und 
zwecks Reinhaltung der betroffenen Wasserläufe bemüht sich die Stadt Patershagen um 
die Kanalisierung mit Abwäs!Jerreinigungsanlage. Bedingt durch die ungünstigen Höhen· 
lagen, da einzelne Gebietsteile im Hochwassergebiet der Weser und der Oesper liegen, 
läßt sidl dieses Projekt nur mit einem erheblidlen Kostenaufwand von rund 1,5 Mil· 
Honen DM durchführen, die jedoch von der kleinen sdlwachsituierten Gemeinde Paters­
hagen nimt zu besmaffen sind, auch sdlledlt aufgebracht werden können. Eine Inan­
sprumnahme von ERP-Geldern, die jedoch nur bis zu 35 % der Erstellungskosten mög­
lidt ist, ist nidtt ausreidlend. Zur AufstQ(kung einer entspredtenden Rüddage zur Ge­
winnung von Eigenmitteln vergehen noch Jahre, zumal der Bestand dieser Rücklage 
durdl Inflation und Währungssdlnitt mehrfach entwertet worden ist. Dieses so not· 
wendige Entwässerungsprojekt bedarf der schnellen Verwirklichung, wenn nicht Epi­
demien oder sonstige Gefahren weiter Platz greifen sollen. 

V. Abschließende Betrachtung 
Die vorstehenden Ausführungen und Darlegungen geben Aufschluß über die frühere 

AusriChtung, die Entwicklung und die damit verknüpften innegehabten Positionsstel­
lungen des Amtsgebietes Patershagen im Fürstbistum Minden. Sie zeigen die stetigen 
Benachteiligungen, die diesem Amtsgebiet inmitten der weitläufigen preußischen Ex­
klave und hernach durdl die Reorganisationen der Provinz Westfalen erwachsen sind. 
Sie stellen die Nachteile heraus, die diese niedersächsische Enklave durdt mangelndE! 
ErsChließung mit weiträumigen Eisenbahnlinien, durch die einseitige Ausridttung des 
Straßennetzes und zuletzt noch durch die nachteilige Auslegung der Staustufe Petars­
hagen bei der Mittelweserkanalisierung erfahren mußte. Die rückläufige Entwicklung, 
die wirtschaftlidte SChwächung, die strukturellen Wandlungen sind in ihren Ursachen 
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und Gründen eingehend untersucht und bis ins kleinste analysiert worden. Sie bewei­
sen eindeutig den hier immer stärker werdenden wirtschaftlichen Notstand, d er eben 
in dem Mangel fester Arbeitsplätze besteht und durch die unzureichende Verkehrs­
ausrichtung hervorgerufen wird. 

Diese regionale ungünstige Sozialstruktur ist schon vor Jahren problematisch gewor· 
den . Sie fordert dringende föderative Maßnahmen, die nur im Zuge weiträumiger Pla­
nungen durchgeführt werden können. Die Landesr egierung von Nordrhein-Westfa len 
hat bereits in den letzten Jahren Förderungsmaßnahmen für ihre pe ripherisch gelege­
nen wirtschaftsschwachen Gebiete getroffen, 
1. im Ostwestfalenplan, der seit einigen Jahren durchgeführt wird, und 
2. im Randgebietsplan, der im Jahre 1958 angelaufen ist. 
Zur Erschließung verkehrsferner ode r einseitig orientierter und leis tungsschw acher Ge­
biete liegen zwei großräumige Straßenausbau- und -neubaupläne vor. Es sind dies: 
1. der Zehn-Jahres-Plan des Bundesministers für Verkehr für d en Neubau und Aus­

bau von Bundesstraßen, und 
2. das Straßenbauprogramm des Landes Nordrhein-Westfalen 1957-1967. 

In keinem dieser vier bereits angelaufenen Durdlführungsprogramme ist d as r egio­
nale Notstandsgebiet Petershagen erfaßt worden, obwohl die aus den Kenntniss en de r 
Einwohnersdlaft heraus sich ergebende Notwendigkeit, ihre den Bedürfnissen ent­
sprechenden, begründeten und berechtigten Forderungen sdlon seit Jahrzehnten in 
mehrfachen Petitionen dargelegt und gestellt wurden. 

Durch die Ausschließung bzw. durch die Nichteinbeziehung dieses s chwachsituierten 
Grenz- und Randgebietes Pe tershagen in die föderativen Aufbauprogramme, die ge­
rade zur wirtschaftlichen Gesundung leistungsschwacher Randgebie te ged acht s ind, 
w erden dem Amtsgebiet Petershagen durch das Land Nordrhein-Westfal en wied erum 
schwerwiegende Nachteile verursamt, die das sdtwampulsierende Wirts chaftsl eb en 
w eiterhin erlahmen lassen. Die Bevölkerung is t d arüber sehr ungeh alten. Aus diesem 
Grunde erklärt es sich, daß bereits ex treme Kräfte aus der Einwohnerschaft ihren Un­
willen gegen das Land Nordrhein-Westfalen dadurch zum Ausdruck bradtten, daß s ie 
die Amtsauflösung Petershagens forderten, um so den Ansmluß an das Land Nieder­
sachsen zu erwirken. 

Zu solchen separatistischen Auswirkungen darf es eben nimt kommen; denn s ie 
würden die seit Jahrhunderten bestehende traditionelle, kulturelle und wir ts chaftliche 
Verbundenheit zu Westfalen plötzlim lösen, die unsere Ahnen in d en mittelalterlichen 
Fehden so wirksam verteidigt haben. 

Das regionale Petershagen erwartet für die Zukunft eine wirkungsvolle Unte rs tützung 
vom Bund und von dem Lande Nordrhein-Westfalen zur besseren Verkehrser schließung 
und zur wirtschaftlichen Belebung dieses schlecht ausgerichteten und ste ts benachteilig­
ten Randgebietes. 

Es wäre zu wünsmen, wenn die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen dieses 
aufschlußreiche Material der Landesplanungsstelle zur allgemeinen Prüfung vorlegen 
würde, damit die aus den Bedürfnissen heraus sich e rgebenden Gesichtspunkte nicht 
problematism und verantwortungslos von Generation zu Generation, wie es hie r be­
r eits seit Jahrzehnten geschieht, weitergetragen werden, ohne einmal zur Verwirk­
lichung zu kommen. 

Wenn die Landesplanung objektiv und erfolgreich nam ihren selbst festgelegten 
Grundsätzen zu arbe iten ged enkt, kann dies nur unte r w eiterer Be te iligung d er Öffent­
lichkeit geschehen. Voraussetzung ist aber dafür die Offenlegung von Material und 
Leitgedanken . Das ist durch diese Denksmrift geschehen. 

Möge sie ihr Ziel nicht verfehlen und dazu beitragen, d em siedtenden Amt Peters­
hagen zu besser en Entwicklungsmöglichkeiten zu verhelfen. 

Petershagen (Weser), den 14. Juni 1959 

Wilhelm Lange 
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Petershagener Appell an Bund und Land: l 
>>Schaut auch mal über das Wiehengebirge.'' 

se)dedet 
Im März Beginn des Amtshaus-Neuhaus- Etat 1959 verab d; 

. ß im Laufe 
I' e t e r s b a g e n. Mit seiner Feststellung zu Beginn der gestrigen Amts­
gssitzung, daß das Jahr 1959 mit dem Ba.ulreginn für das neue Amts- und 
~,thaus eines der denkwürdigsten in der Geschichte des Amtes Peters­
~gen sein werde. verband Amtsbürgermeister Harke die Hoffnung, daß 
. Jilit auch ein neuer Entwicklungsabschnitt einsetzen werde. 

hm, da Richtlinier 
nerelle steiler 
Jung v~n dan·· 
sind, di~ . 
Jahre star 
dürften . 

.Allerdings braucht man dazu die Rechnungsjahr 1959 übernommenen 
ilfe von Bund und Land, die "auch Fehlbetrag von 2304 66 Mark ein 
nma1 über das Wiebengebirge hin- Sollüberschuß von 49,28 Mark ver­
·egsehauen" und nicht alle größeren bleibt. Ebenso einstimmig wur · 
1vestitionen dahinter vornehmen Haushalts- und Stellenplan 
)}Uen. Insbesondere erhoffe man verabschiedet, nachdem AI!l' 
eh den baldigen Bau der Weser- tor Oertmann dargelegt ,. 
['Üclte und würde es auch begrü- dieser Etat ganz im 
~n. wenn die l..inienführung .:ier Amtshausbaues stel'l, 
uropastraBe 8 das Amt Petershagen März begin:aen Zl' 
erücksichtigen würde, ganz abge- daß der Einzu17 
~hen davon, daß der Bau dann auch lieh sein we ... 
illiger würde. Abschließend appel- gen für di· 
erte er auch an die Industrie, mehr in Kür~ 
erarbeitende Betriebe in den Raum daraP · 
·etersbagen zu legen, der so gün- At• 
~ige Verbindungen zu Bremen und ~ 
tamburg biete. 

dieGP· 
sicl' 1 

r 

Amt Petershagen wünscht Teilnahme an 
Wirtschaftskonjunktur Nordrhein-Westfalens 

Neuer Haushaltsplan verabschiedet I Baubeginn zum Amtshausneubau im März 
P e t er s h a g e n. Das Jahr 1959 wird in der GesdlidJ.te des Amtes Peters­

ttagen wohl eines der denkwürdigsten sein, da in diesem Zeitabschnitt 
ier Bau des neuen Amtsgebäudes erfolgL Durch den Neubau wird das Ge· 
;lebt des Amtes eine besondere Prägung erhalten. Und man wolle hoffen 
lind wünschen, daß damit zugleich ein neuer Abschnitt in der Entwiddung 
:les Amtes eintrete. Mit diesen Worten eröf~nete Amtsbürgermeister Harke 

d ,."." r Haus· 
festgestellt. ~.r e, e Ha· 
haltsplan eJ"'"' l'lt• ~1. 
halt .. ~ -rtl'Ess'E. -o~ .~.vtar· 

f\\.~"'"' oM Brandsr' 
tlie gestern nadullittag stattgefundene Sitzung des Petershagener Amtstages. Ho I t r u P· Am So• 

o· "'" ... --
~e Aufgab_e des Staates und der . eres neuen Amts· und Rathauses, und es 

~~i~~r_ung se1 es, durch tatkräftige P e t er s h a g e n. "1959 ist das BauJahr :S des .Amtes Petarshagen eingehen." Das 
~i nztelle Unt.?rstützung die En:t· wird als denkw~rdiges Jahr in die Gesdd~ tscUrektor 0 er t man n in der ersten Sibun 
~r ~lun(. ~u fordern. Hier sei m betonten Amtsbürgenneister Ha r.k e und Erfäutenmg des neuen Haushaltsplanes hinzu~ 
:-b~:r d" mte der Bau einer Brücke dieses Jahres. Oertmann fügt-: bea seiner des Amtsbauses im März d. J. begonnen wird, 
:. Ie Weser zu erwähnen, um "Wir dürfen erwarten, daß mll de~ Bau Iauben und wir gedenken weiter, spätestens im 
_m.~ f bessere wirtschaftliche Ver- soweit es die Witterungsverhältna~se •: hea." 'Einstimmig wurde dann der Haushaltsplan 
<nup ung der beiden Weserseiten März 1960 in das neue Gebäude eanzuz e 
~~h:r~eich~n. An die Industrie er· für das Rechnungsjahr 1959/80 angenommen. 
J. 1n dtesem Zusammenhang die sbürger-
3ttte, Verlagerungen in den hiesi- ~it sein·er Begrü~~g verban~ Am!uf eine 
~en Raum vorzunehmen, um auch me1~.ter H a r k .e emtge ~us-bluke 

5 
Amtes 

>O __ zur Stärkung dieses bisher stief- erwunsdtte we1tere Entwu:klung de neue 
nutterlich. behandelten Gebietes bei- Petarshagen und b.emerkte, daß da~ be· 
:utragen. Der Amtsbürgermeister Amtshaus dem Gesuh.t des Am~es eme Ab-
;~hloß seine Ausführungen mit sondere Prägung geben werde:. E1~ neuerd zu 
~mem Aufruf d" . schnitt beginne. Es sei zu wunsu1en un 
·ung, den nör~l~chs~:n L~~;;:{e~~e~ ho}fen, da~ Land und Bund ~~edhatg~i~~!~~-
~ordrhein-We tf 1 ·..1... stützen wurden, und man s1u1 or eh 
essen s a en nh...ut zu .. ver- daß es nördlich des Wie·henogebirges audt no 
~ohnt~n.dadi!u~redo~:eu~t::t~be~~gh~~ Staats bürge~ gebe, die Ste.uern be'l::~b~r ~=~ 
e11 und in wirtsdlaftl"ch H" "cht ha·be von Dusseldorf aD:s b1s~er kau . 'chts 
~in Recht auf GI -~b er ch~~sJ Berg hinweggesehen. Hier se1 so gut wte m 
'lätten. ei ere Igung gesdlehen. . 

rrr-.-.-~--

Ma-n müsse endaidl erkennen, daß d~e 
W e s e r b r ü c k e in Petershagen notw_endlg 
sei und daß man, so fuhr der Amtsburger· 
meister fort, bei der Linienfühnmg der .. ge· 
plant-en Europastraße 8 auch die Petersh~g~r 
Gegend zu berücksichtigen habe. M~ mus. e 
auch an die Ind'llstrie appellieren, d1e großen 
Balll'llngen aufzulodcern und die Werke aufs 
Land zu verlege.n. Patershagen würd': auf J!"m 
Wege nach Bremen und Hamburg emeo gun-
sngem Platz für neue Industrieansiedlungen 
bilden. 

d·en Dienst der Bundeswehrverw~ · 
solle kein Ersat!z eingesteHt , •. 

Die Beamten und Ange~· 
verwaltung, so hört8'J'1 
48 v. H. dem gehol>· 
an ausführend,:o 
eiiJlen auf 7· 

Die A('('' 
kräf•· 
(I 

Nr. 40 I DleDStag, 1'1. Februar 19&9 
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Weser·Niedrigwasser erschwert Fährbetrieb 
Fähre blieb mit zwei Pkw beladen mitten im Fluß stecken 

Petcrshagen [40) Seit Menschengedenken 
kann man sich im Fährhaus an der Koppel 
nicht auf einen derart niedrigen Wasserstand 
bes innen. Die Trockenheit in diesem Jahre ist 
sogar größer als die anhaltende Dürre im 
Jahre 1911. 

Um den Schiffsverkehr im Mittellan~kanal 
aufrechtzuerhalten, wird durch das Pumpwerk 
Minden zur Zeit in jeder Nacht aus der Weser· 
Wasser entnommen. Dadurch ist der Wasser­
stand in den frühen Morgenstunden unterhalb 

der St11ustufe Petcrshagen so niedrig, daß die 
Fähre frühmorgens schon wiederholt auf Grund 
stieß. 

Erst in der vergangeneu Woche mußte für 
einige Zeit der Fährbetrieb ruhen, da der Was­
serstand nur 65 Zentimeter betrug, und die 
Fähre einen Tiefgang von 60 Zentimetern hat. 
Als sie mitten im Fluß stecken blieb, war sie 
gerade mit zwei Personenkraftwagen besetzt. 
Mit der zugkräftigen Hilfe eines Treckers 
wurde die Fähre wieder flott gemarot und an 

Durch die anhaltende Trockenheit und dem damit verbundenen niedrigen Wasserstand .der Weser 
wird der Fährbetrieb überall stark erschwert. Die Petcrshäger Fähre (unser Bild) ist sogar schon ein­
mal auf Grund gelaufen und mußte mit einem Trecker wieder flott gemacht werden. Die Strom­
geschwindigkeit ist so gering wie in keinem der vorangegangenen Jahre. Fo to: Baorncr 

* Rmr Ptt«shagm 

Ga nz anders sah es bei dem Hochwasser vor ein 
paar Jahren in Petcrshagen aus. Bereits auf der 
Straße zur Fähre stand man mitten im Weser· 
wasser. Für die Petcrshäger Jugend gab das natür· 
lieh einen Riesenspaß (unser Bild) . Foto: P11ivat 

Land gezogen. Am ve rgangenon Montag schickte 
man die fah rschüle r über das Wehr, damit 
s ich der Verkehr an der Fähre nicht zu sehr 
staute. 

Tagsüber wird an der S taustufe Schlüssel· 
burg soviel Wasser aufgespeichert, daß der 
Fährbetrieb reibungslos durchgeführt werden 
kann. In diesem Sommer mußte die Zufahrts­
s t!laße an beiden Ufern um einige Meter in das 
Flußbett verlängert werden, damit d ie Fähre 
überhaup t an legen kann . Vor einigen Jahren 
herrschten genau umgekehrte Verhältnis·se. Bei 
dem damaligen Hochwasser glich das Fährhaus 
einem letzten Zufluchtsort auf einer wellenum­
sp ülten Hallig. 

Durch das Rücks tauen in Schlüsselburg ist 
der Wassers tand an de r Windheimer Fähre 
höher, aber die Stromgeschwindigkeit ist sehr 
gering. Der fährmann muß mit langen Stangen 
nachhelfen, damit er seine Fahrgäste überhaupt 
an rlas nndere Ufer bringen kann. 
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Oberörtliche Straße von Petershagen nach Wegholm 
Anlage 9 

A bb. 1 Abb. 2 

Abb. 3 Im Forst Heisterholz. Aufgenommen, im Mä1'Z 1959. H. Barnel' 





Abb. 4 

Abb. 5 

Abwasserabführung auf der Bundesstraße B 61 
in Petershagen 

Bahnhofstraße 

Anlage 10 

Bahnhofstraße Abb. 6 Mindener Straße. Aufgenommen, im März 1959 
H. Barner 





Abb. 7 

Abb. 9 

Abwasserabführung der Judenbergsiedlung 
in Petershagen 

Lambertweg Abb. 8 Bahnkörper der Mindener Kreisbahn 

Kreuzstraße. Aufgenommen, im März 1959. H . Barne1· 

Anlage 11 
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Abb. 10 

Abb. 12 

Die Oesper, Flußlauf II. Ordnung in Petershagen 

Flußbett v. d. Mündung Abb. 11 Eingeengter Flutgra ben im Hintergrund 

Einlauf des Flutgrabens durch Neubau einer Scheune eingeengt und verbaut. 
(Siehe Hintergrund) Aufgenommen, im März 1959. H. Barner 

Anlage 12 
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ENTSCHLIESSUNG 
des Haupt- und Finanzausschusses der Amtsvertretung Petershagen/Weser 

vom 29. Januar 1960 

Die Amtsverordneten verfolgen mit lebhaftem Interesse und steigender Besorgnis 
die Verkehrs- und wirtsdlaftliche Entwiddung im Amtsbezirk Patershagen sowie im 
gesamten nördlidlen Kreisgebiet Minden. Diese Beobadltung führt zu der Feststellung, 
daß Förderungsmaßnahmen der Landes- und Bundesregierung im Rahmen ihrer Zu­
ständigkeit dringend erbeten werden müssen, um eine Anpassung an die Entwiddung 
im übrigen Ostwestfalen zu erreichen. Hierzu ist erforderlich die Einbeziehung des 
von uns vertretenen Gebietes in die Planungen des Bundes, und zwar: 
den Ausbau der Bundesstraße 61 mit Umgehungsstraßen, 
den Zehnjahresplan für den Neubau und Ausbau von Bundesstraßen 
sowie in die Planungen des Landes, und zwar: 

den Ostwestfalenplan 
den Randgebietsplan 
das Straßenbauprogramm des Landes NRW 1957-1967. 

Vordringlidl zur Eingliederung in diese Planungen sind der Ausbau der Bundes­
straße 61 von der Stadtgrenze Minden bis zur niedersädlsisdlen Landesgrenze, 

der Ausbau der Landesstraßen 772 und 634 mit dem Bau einer Weserbrüd<e zwischen 
Petarshagen und Lahde, 

die Neuded<ung der Straße Patershagen-Wegholm im Staatsforst Heisterholz mit 
überörtlicher Verkehrsbedeutung, 

der Ausbau der ösper als Wasserlauf II. Ordnung zur Vermeidung dauernder Ober­
schwemmungsschäden. 

Auf die im Jahre 1955 bereits gemachten Zusagen darf an dieser Stelle verwiesen 
werden. 

Die Amtsvertretung ist davon überzeugt, daß dieses benadlteiligte und zurüd<ge­
bliebene Gebiet auf Grund seiner strukturellen Verhältnisse dem normalen und durch­
schnittlichen Stand Ostwestfalens angepaßt werden muß. 

Zu den bereits mit Landesmitteln geförderten Gebieten, deren strukturelle· Verhält­
nisse keineswegs ungünstiger liegen, und den bisherigen Richtlinien und Verfahrens­
sätzen der Regierungsstellen glaubt die Amtsvertretung, gleidles Redlt geltend zu 
machen, zumal nach jüngeren Feststellungen das Amtsgebiet Patershagen durch di'e 
Bevorzugung gewisser Gebiete weitere Nachteile erfahren mußte. Sie hält deswegen 
folgende Maßnahmen für dringend erforderlich: 

1. Weitgehende Gewerbeförderung mit Sdlaffung von zusätzlidlen und festen Arbeits­
plätzen im Sinne der von der Landesregierung anderweitig getroffenen Förderungs­
maßnahmen. 

2. Der Landwirtschaft müssen zur rationelleren Bewirtschaftung weiträumige Möglich­
keiten zur Flurbereinigung und ausreimende Bodenentwässerungen geboten werden. 
Die Ösper, der natürlidle Wasserablauf dieses Gebietes, ist entspredlend auszu­
richten und an ihrer Mündung zwed<entspredtend mit ausreimender Vorflut aus­
zubauen. 



3. Die Gemeinde- und Wirtsmattswege sind zur Aufnahme des heutigen Kraftverkehrs 
auszubauen. Die im ,.Grünen Plan" vorgesehenen HUfsmaßnahmen sind für unser 
Gebiet nicht ausreidl.end, da der überwiegend nasse, tonige Kleiboden festere und 
kostspieligere Ausbauten erfordert. 

4. Den einzelnen Gemeinden muß die Möglichkeit zur Anlage zentraler Wasserversor· 
gungen bzw. Abwässerabführungen (Kanalisation) gegeben werden. Für Petars­
hagen dürfte die Kanalisation auf Grund der nicht mehr vertretbaren hygienischen 
Mißstände die vordringlidlste Aufgabe sein. 

Die Amtsvertretung stellt fest, daß die jetzige Finanzlage der amtsangehörigen Ge· 
meinden es nimt ermöglicht, diese vordringlichen Aufgaben durchzuführen. Sie ist aber 
der einmütigen Meinung, daß diese vordringlidlen Aufgaben nicht problematisch von 
Generation zu Generation weiter versdlleppt werden dürfen. Sie glaubt jedoch, die 
Durchführung dieser so vordringlimen Planungen mit langfristigen tragbaren Kredit­
mitteln, mit Hilfe des Landes Nordrhein-Westfalen im Rahmen des Ostwestfalenplanes 
oder des Randgebietsplanes verwirklichen zu können. An die Landesregierung Nord­
rhein-Westfalen ergeht deshalb die dringende Bitte, an Hand des aufschlußreichen 
Materials, weldles durdl. langjährige Erfahrungen, Beobadltungen und Erforsmungen 
von dem Amtsverordneten Bau-Ing. Wilhelm Lange in der vorliegenden Denkschrift 
zusammengetragen worden ist, dem Gebietsbereich des Amtes Petarshagen wirksame 
Förderungsmaßnahmen zur Erfüllung dieser so vordringlichen Aufgaben aus dem Ost­
westfalenplan oder aus dem bereits angelaufenen Randgebietsplan zuteil werden 
zu lassen. 

Der Haupt- und Finanzausschuß der Amtsvertretung beschließt einstimmig: 

Die Amtsverwaltung wird gebeten, allen zuständigen Dienststellen des Landes Nord­
rhein-Westfalen und den Landtagsabgeordneten in Ostwestfalen die vorliegenden 
Unterlagen - Resolution mit Denkschrift - mit der Bitte um wirksame Unterstützung 
zuzustellen und die erforderlichen Verhandlungen zu führen. 

Petershagen, den 29. Januar 1960. 

Katze 

stellv. Amtsbürgermeister 

Röthemeyer 

Amtsvertreter 

Siebeking 

Sduütführer 




